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Muss der Hunde-Erlass 
korrigiert werden? 

Gemeinsames Ziel aller müsse es sein, die berechtigten Anliegen der Vielzahl seriöser, 
unbescholtener Hundebesitzer mit den ebenso berechtigten Sicherheitsinteressen der 
gesamten Bevölkerung in Einklang zu bringen. Eine möglichst bundeseinheitliche 
Regelung müsse diesem Ziel ebenso gerecht werden wie dem wirksamen Schutz vor 
kriminellen Machenschaften Einzelner. Das erklärt die SPD-Abgeordnete lrmgard 
Schmid. Der CDU-Abgeordnete Eckherd Uhlenberg betont, die CDU sei bis heute die 
einzige Fraktion Nn Landtag, die mit dem Antrag, die Landeshundeverordnung müsse 
umgehend überarbeitet werden, konkrete Anderungsvorschläge zur LHV unterbreitet 
habe. Wissenschaft, Praktiker, Verwaltung und Politik müssten gemeinsam um das best- 
mögliche Konzept ringen und dieses zügig und konsequent umsetzen. Der FDP-Abge- 
ordnete Dr. Stefan Grüll stellt fest, die neue Hundeverordnung habe sich als Iücken- 
hatter Schnellschuss erwiesen. Statt die Menschen wirksam vor gefährlichen Hunden 
und verantwortungslosen Hundehaltern zu schützen. würden die Rasselisten allenfalls 
Scheinsicherheil schaffen. Stigmatisierung bestimmter Hunde und die Diffamierung 
hunderttausender Hundehalter seien die Folgen. Der GRÜNE-Abgeordnete Relner 
Priggen merkt an, es sei sicherlich gemeinsame Aufgabe von Hundehaltern und Politik, 
dafür zu sorgen, dass wieder ein Stück mehr an Sicherheitsgefühl zwischen den Men- 
schen mit und ohne Hund entstehe. Dazu könne die Hundeverordnung, bei aller Mühe, 
wie sie sie jetzt auch für den Einzelnen mit sich bringe. beitragen. Ziel sei es, jetzt mög- 
lichst zu einer bundeseinheitlichen Regelung zu kommen. (Seite 2) 

Auch Hauptausschuss will sich nun eine Meinung bilden 

Ortsbegehung in der Villa Horion 

Die C 1 
im Landtag 

Die Diskussion um die künftige Nutzung der Anders als die CDU, die die Villa als Domizil 
Villa Horion, dem vormaligen Amtssitz des für den Petitionsausschuss für möglich ge- 
NRW-Ministerpräsidenten, hat Eingang in halten hatte, meinte die Parlamentarische 
die Haushaltsberatungen des Hauptaus- Geschäftsführerin der SPD, Carina Göde- 
schusses gefunden. cke, solch ein Haus könne nicht für Verwal- 

tungszwecke genutzt werden. 
CDU-Sprecher Werner Jostmeier wies am 
18. Januar in dem Gremium. das unter sei- 
nem Vorsitzenden ,Edgar Moron tagte, dar- 
auf hin, dass der Altestenrat sich mit dem 
Fall befasst habe und jetzt eine Orts- 
begehung vorgesehen sei. Er habe nur das 
Gefühl, es blicke kaum noch jemand durch. 
meinte der CDU-Abgeordnete und fragte: 
"Müssen wir uns nicht auch in diesem 
Hauptausschuss eine Meinung bilden, was 
wir nun wirklich wollen?" Er erinnerte daran, 
dass Finanzminister Steinbrück (SPD) sich 
dahingehend geäußert habe, diese Villa so- 
bald wie möglich zu vermieten oder zu ver- 
kaufen. 
Vorsitzender Edgar Moron stellte zu den 
Außerungen seines CDU-Kollegen fest: .Ich 
teile voll und ganz Ihre Meinung." Das Pro- 
blem müsse im Rahmen dieser Haushalts- 
planberatung geklärt werden. Werner Jost- 
meier ergänzte, im Februar oder März müs- 
se der Knoten durchhauen werden. Leizte Runde 

Neue Medien 
Mit dem Projekt e-nitiativemrw wird an den 
Schulen und Bildungseinrichtungen Lernen 
mit neuen Medien gefördert. (Seite 10) 

Integration 
In Fragen der lntegrationspolitik sind sich 
die Fraktionen weitgehend einig. Das ergab 
die Debatte über einen CDU-Antrag. 

(Seite 16) 

Einblick 
Den Ländern soll künftig mehr Einblick in 
die wirtschaftliche Lage der Sendeanstalten 
von ARD und ZDF gewährt werden. 

(Seite 18) 

Drogenkranke 
Junge Drogenkranke brauchen die Hilfe des 
Staates. Früherkennung und Frühbehand- 
lung sollen verbessert werden. (Seite 21 ) 

Berufsschule 
Gegen eine Streichung des zweiten Be- 
rufsschultages und für 480 Stunden Be- 
rufsschulunterricht hat sich der Landtag 
ausgesprochen. (Seite 22) 

Adenauer 
Vor 125 Jahren wurde der erste Kanzler der 
Bundesrepublik Deutschland, Konrad Ade- 
nauer, geboren. (Seite 28) 

Zeichnung: R. Candea (Rheinische Post) 
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Nur skrupellosen Hundehaltern geht es an den Kragen 
Von Von Von Von 

lrmgard Schmid Eckhard Uhlenberg Dr. Stefan Grüll Reiner Priggen 

Ziel von Regelungen zu gefährli- Ja. die Landeshundeverordnung ~i~ neue ~ ~ ~ d ~ ~ ~ ~ ~ ~ d ~ ~ ~ ~  hat Oie Hundeverordnung ersetzt die alte Ge- 
chen Hunden ist der präventive (LHV) muss umgehend grundle- $ich in den vergangenen sechs tahrhundeverordnung. von der in einer An- 

hbrung im Landtag Ordnungsamlsleiter Schutz der Menschen. dem bei al- gend überarbeitet werden. Die letz[- Monaten als undifferenzierter und aus „rdrhein.wesnälischen Kommunen len schwierigen ~bgrenzungs- ge LHV und die AusführungsbeStim- lückenhafte! Schnellschuss mit mitteilten. dass diese in der Praxis nach1 
fragen absoluter Vorrang vor den mungen sind ein fachlich fehierhaf- zu langen Ubergangsregelungen umsetzbar war, De facto musste 81"  und 
Interessen einzelner gebührt. Dar- tes. nicht vollzugstaugliches büro- und unzureichenden strafandro- mehrfach gebissen haben - und diese 
über hinausgehend, müssen die kratisches Monstrum, das die Men- hungen Statt die Men- Vorialle mussten auch den Odnungsäm- 

lern bekannt sein - erst dann konnte ge- Regelungen praktikabel und für die schen in NRW nicht vor tatsächlich sehen vor gefährlichen gen die verantwonungslosen 
Hundehalter verständlich sein. gefährlichen Hunden sowie deren Hunden und verantwortungslosen vorgegangen werden, 
Deshalb müssen die unterschied- veranlwortungslosen Haltern und Hundehaltern zu schützen, lnsolern war diese verodnung ,,icht 
lichen Länderregelungen verein- Züchtern schützt und die Kommu- fen die Rasselisten allenfalls umsetzbar und bot keinen ausreichenden 
heitlicht werden. Dies schließt eine nen vor große finanzielle Probleme Schutz für Bürgerinnen und Bürger Oie 
kritische uberprüfung der Rasse. stellt, Die Regierung Clement,Höhn 

Scheinsicherheil. Stigmatisierung todthen untaiie in Gladbeck und Ham- 

listen ein. Hierbei ist der vorhande- hal es in kurzer Zeit geschafft die beslimmter Hunde und die Diffa- burg. verursacht von Hunden. waren si- 

ne Sachverstand zu bündeln und Gesellscha,, in Hundehaller und mierung hunderttausender Hun- cherlich dieienigen. die die meisten Dis- 
&halter sind die ~ ~ l ~ ~ ~ ,  ~i~ kuss~onen in der Öffentlichkeit verursacht 

in die Bewertung mit einzubezie- Hundehasser zu spalten. Dafür trägt 
desregierung hat einen tiefen haben. Danach bestand zu Recht von Sei- 

hen. sie allein die Verantwortung. len der Bevölkerung die Erwartung, dass 
Der von der Innenministerkonfe- Was die Menschen in NRW in erster Riss in der Gesellschaft ebenso die Politik die Grundlagen dafur scham. 

unter Führung von Linie aufregt, ist des ignorante bzw, ZU verantworten wie landesweit dass in Zukunn das Gefahrenpotential für 

nister Dr, Fritz Behrens einge- arrogante Auftreten von Rot-Grün, 
hoffnungslos überfüllte Tierhei- die Menschen vernngen wird. "erringen. 
me, Die NRW. we~l w~r uns sicherlich darüber einig sind, 

schlagene Weg zu einer Harmo- Man merkt der LHV an, dass Sach- dass man deranige Unfälle auch bei aller- 
nisierung ist richtig: verständige an deren Erarbeitung t'agte hat klargestellt, dass die größter sorgtalt nie völlig wird ausch~~e- 

Als gefährlich gelten danach nicht beteiligt waren. Als Rot-Grün derzeit gültige Verordnung keine Mn können. 
Hunde, die aufgrund rassespezifi- dann endlich Experten zu einer A ~ -  rechtliche Grundlage für die weit- Geradedie Hundeverordnung NRW zeich- 
scher ~ ~ ~ k ~ ~ l ~ ,  zucht, hörung in den ~ ~ ~ d t ~ ~  ver- reichenden Grundrechlseingriffe net aber dadurch aus, dass schen, die einen Hund. der mit einem ge- 
dung oder Haltung eine gestei- kommt diese zu einer reinen Alibi- in Folge der Verordnung sein tähr~ichen potential in die ~ ~ ~ ~ ~ i ~ t ~  

gerte Aggressivität oder in ihrer ve~stal tung. Es stand bei SPD und kann. Kurz gesagt: Die Verord- gestun wird, dennoch von Auflagen belreit 
Wirkung vergleichbare. Menschen GRUNEN nämlich schon vorher nung ist verfassungswidrig. Be- werden können, wenn sie nachweisen. 

SPD: Hundeverordnungen CDU: Landeshundeverordnung FDP: Verfassungswidrige GRÜNE: Ziel  ist e i n e  
müssen bundesweit einheitlich sein spaltet Gesellschaft Verordnung aus Verkehr ziehen bundeseinheitliche Regelung 

oder Tiere gefährdende Eigen- fest: Die LHV wird nicht geändert. reits am 6. Juli 2000 hat die FDp- dass dieser Hund ungetahrlich und gut 
schalten, insbesondere Beißkraii Das ist schlechter Politischer Stil. Landtagsfraktion ein 10-Punkte- ausgebiidei isL Ich weiß,dass Iür Hunde- 

halter. die vernunnig mtt ihren Tieren um- 
oder fehlende Bisslösung, besit- der Poiitikverdrossenheit fördert. Programm vorgelegt, das den gehen,,mMomenteinezusätzlicheBelas. 
Zen. Besonders Aggressionszuch- Die CDU ist bis heute die erste und größtmöglichen Schutz der Be- tung an formalen Bahördengängen und an 
ten ist deshalb wirksam zu begeg- einzige Fraktion im Landtag, die mit völkerung vor gefährlichen dem Erbringen notwendiger Nachweise 
nen. dem Antrag .,Landesregierung spal- den, unabhängig der Rasse, si- 

Einführung einer allgemeinen tet Gesellschali - Landeshundever- cherstellen soll und Nach den Zwischenfällen halte ich das 
jedoch Iür einezumutbare Maßnahme um Anleinpflicht für Hunde in Berei- Ordnung muss umgehend überar- einen Beitrag zur Wiederherstel- damit weilest moglich die,enigen, di;un. 

chen mit erhöhtem Publikumsver- beitet werden" konkrete Änderungs- lung der gesellcchaftlichen ~ k .  sachgemao und mit für andere M~~~~~~~ 
kehr. vorschläge zur LHV unterbreitet hat. zeptanz gegenüber ~~~d~~ und gefährlichen Zielen Hundehallung betrei- 

Anlein- und Maulkorbpflicht für Kernpunkte waren die Beteiligung deren Haltern leistet, Die F D ~  ben. davon auszuschlieRen. Die neue 
gefährliche Hunde. Hundeverordnung bielet datür die rechlll- bei der setzt auf ein Maßnahmenbündel ~ ~ ~ ~ d l ~ ~ ~ .  sicherlich ist es auch in 
Wir begrüßen, dass eine Prüfung in der und der Erarbeitung der vor dem Kauf (Sachkundeprüfung Zukunft so. d a s  sie von den ordnung9 
Auftrag gegeben wurde. welche Ausführungsbestimmungen. die und ~ ~ f t ~ f l i ~ h t ~ ~ ~ ~ i ~ h ~ ~ ~ ~ ~ )  so- ämtern in den Kommunen umgesetzt wer- 
Hunderassen in bundesweit ein- Streichung der überzogenen, lach- wie auf begleitende Kontrolle: Je- den muss Nur kann sich je121 niemand 

mehr darauf zurückziehen. er hätte keine heitlichen Rasselisten als Bestand- (ich unhaltbaren HunderasseliSte 2. der Hund muss unter rechtliche Handhabe, um 
teil von Regelungen zur Bekämp- die Uberarbeitung der Hunderas- sachkundiger Prüfer gemeinsam gegen Iür Mitmenschen bedrohliche Hun- 
fung gefährlicher Hunde aufge- Seliste 1 sowie die Erhöhung der mit seinem Halter eine individuel- de vorzugehen. 
führt werden können und für wel- Geldbußen bei Verstoß gegen die le Verhaltensprüfung ablegen ~ ~ t ~ ~ ~ n  der Ciimmungsmache der FDP 
che Rassen eine unwiderlegliche LHV von 2000 DM auf 100000 DM. muss man nüchtern sehen. dass die 
und widerlegliche Vermutung der Wir nehmen für uns auch heute (Mensch-Hund-Teamprüfung)' sicherlich zeitweilig spannungsgeladene 
Gefährlichkeit gelten sollte. nicht in Anspruch, den ~ ö n i g s ~ ~ ~  dem Kauf muss der zukünfti- Situaiion zwischen ~~ndehaitern und an- 
Die SPD.Landtagsfraktion erwar- zum Schutz der Menschen vor ge- ge Hundehalter abfragbare deren ~enzhen nicht verursacht mrden 

~ ~ ~ ~ d k ~ ~ ~ t ~ i ~ ~ ~  über die tierge- ist durch die Hundeverordnung unserer 
tet, dass, ausgehend von dl?sen fährlichen Hunden und deren ver- 

rechte Haltung von Hunden nach- Umweltministerin. sondern durch diese 2.T 
bundesweiten zielführenden Uber- antwortungsiosen Haltern und todllchen Zw~schenlälie und die Berichtet- 
legungen, auch die ~ a n d ~ ~ h ~ n -  Züchtern gefunden zu haben. Wer weisen. Dazu kommt die fä1- stattung darüber in den Medien. Davon 
deverOrdnung ~ ~ ~ d ~ h ~ i ~ - ~ ~ ~ t f ~ -  behauptet, das Patentrezept zu be- schungssichere Kennzeichnung ausgehend. ist es sicherlich gemeinsame der nunde ~ i k ~ ~ ~ h i ~ ,  ~ ~ i ~ ~ ~ -  Aufgabe von Hundehaltern und der Politik. 
len angepasst wird. sitzen. der gaukelt den Leuten et- 

zwang in Stadtzentren und Wohn- datür zu sorgen. dass wieder ein Stuck 
~~~~i~~~~~~ ziel aller muss es was vor. Deshalb müssen Wis- mehr an Sicherheatsgefühl zwischen den 
sein, die berechtigten Anliegen der senschaft. Praktiker. Verwaltung und gebieten runden das Maßnah- Menschen mit und ohne Hund entsteht. lch 

vielzahl seriöser, unbescholtener Politik gemeinsam schnellstmöglich menpaket ab. Die Geldstrafen für meine. dazu kann die Hundeverordnung. 
~ ~ ~ d ~ b ~ ~ i t ~ ~ ~  mit den ebenso um das bestmögliche Konzept rin- Verstöße müssen drastisch er- bei Mühe. 'Ie jetzt auch "' den 
berechtigten sicherheitsinteres- gen und dieses zügig und konse- höht werden: von derzeit bis zu E'"e'ne"itsich beitragen. 

Unser Ziel ist es. jetzt möglichst zu einer 
sen der gesamten Bevölkerung in quent UmSetZen. Wünschenswert 2000 DM auf bis zu 50000 DM. bundeseinhe,t~ichen R ~ ~ ~ I ~ ~ ~  zu kam- 
Einklang zu bringen. Eine mög- ist darüber hinaus ein zumindest Verantwortungslose Halter müs- mn, wem1 es natürlich nicht besonders 
lichst bundeseinheitliche Rege- bundesweit einheitliches Vorgehen. Sen mit einem Hundehaltungsver- sinnvoll ist in 16 Bundesländern unter- 
lung muss diesem Ziel ebenso ge- Auch über ein halbes Jahr nach In- bot auf Zeit oder sogar lebens- nundeverOrdnungen zu ha- 

recht werden wie dem wirksamen kramreten der LHV ist es also nicht lang rechnen. Dies dient dem ~ d , : " ~ , " ~ , " ~ ~ ~ , " ~ d " , " ~ ~ ~ ~ ~  
Schutz vor kriminellen Machen- zu spät. gravierende Fehler zu korri- Menschen- und Tierschutz NRW gemachten Erfahrungen die Lan- 
schaften Einzelner. gieren. gleichermaßen. deshundeverordnung Uberarbeiten. 
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Kein Abbruch-Unternehmen ist die Rheinisch-Westfälische Börse zu Düsseldori, vielmehr zeugen der Umbau ihres Düsseldorfsr Hauses (1.) und das Provisorium für die 
Händler vom Auhvind, in dem sich die größte deutsche Regionalbörse befindet. 

Haushaltsausschuss tagte in der Börse Düsseldorf Die Jahresbilanz der Düsseldorier Börse er- 
läuterte Geschäftsführer Dr. Detief Irmen. Mit 
einem Gesamt~imsatz von 267 Milliarden - . . . - . . . - - - -. . . . - . . . . - . - . . . . - - . . . . . . . . - . - - . . 
Euro sei bereits Ende November 2000 das Stolz auf Platz 2 in Deutschland Voriahreseraebnis um 11 Milliarden Euro 

Der Haushalts- und Finanzausschuss infor- 
mierte s~ch in der vom Vorsitzenaen Voikmar 
Klein ICDUJ oeieiteten Sitzuno am 1 1. Januar 
in den ~äu'men der ~heinisc6-westfälischen 
Börse zu Düsseldori über die erfolgreiche 
Geschäftspolitik der größten deutschen Re- 
gionalbörse, über die Börsen-Tochter .win 
Wagniskapital" und über die Umbaumaßnah- 
men am Börsensitz Düsseldori. Dem Aus- 
schuss stellten sich im Rahmen der etwa alle 
zwei Jahre stattfindenden Kontakte die 
neuen Geschäftsführer nach dem Amts- 
wechsel1999 vor. 

Die Tochtergesellschaft win Wagniskapital, 
deren jährliche Kosten in Höhe von 1,5 Milli- 
onen Mark zu 80 Prozent aus Landesmitteln, 
zu 20 Prozent von der Börse getragen wer- 
den, sei zu einem festen Bestandteilder Ven- 
ture Caoitai Szene in NRW aeworden. erlau- 
terte ~eschättsfuhrer Dirk Elberskirch. Seit 
1998 seien rund 3800 Anfragen von Unter- 
nehmensgründern eingegangen. 1000 Un- 
ternenmenskonzepte seien analysiert, 33 Fi- 
nanzierunaen abaeschlossen worden. Bran- 
chenschw~rpunk~e seien Dienstleistuncl. In- 
formationstechnologie und ~erIahrenlÄnla- 
gen. Mit insgesamt 7500 Investitionen mit 
Hilfe von Waaniskaoital im Jahr 2000 lieae 

27 000 angegeben. Die Börsentochter win 
habe bis Ende 2000 60 neue Business An- 
g e l ~  gewonnen. Als Business Angels betätig- 
ten sich ehemalige Unternehmer, respektable 
Manager oder Investoren. Sie wirkten bei der 
neuen Unternehmung mit, seien passive In- 
vestoren undIoder Berater in der Frühphase. 
Sie unterstützten junge Firmen nicht nur mit 
Kapital, sondern auch mit ihrer Erfahrung und 
Kontakten, erläuterte der Geschäftsführer. 
Beispiele für Finanzierungen: Videofern- 
übewachung mit neuester Chiptechnologie, 
digitale Daten-Direktübertragung aus dem 
Flugzeug, Klärsystem für fetthaltige Lebens- 
mittelabwässer, Wäschetrockner mit Wärrne- 
pumpe, medizinische Kohlefaserdecke. So- 
larwärme (Heiz- und Warmwassersysteme), 
Transferdruck auf nativen Fasern (bisher nur 
bei Polyester angewandt), textile Hochtem- 
peratur-Glasfaser. 
Der Venture-Capital (VC)-Markt habe im Jahr 
2000 Ubertreibungen erlebt, erklärten die 
Geschäftsführer den Ausschussmitgliedern. 
In der Hochphase des Neuen Marktes sei ein 
Uberschuss an lnvestitionskapital vorhanden 
gewesen. Nach unsicheren Börsengängen 
seien die Finanziers jetzt sehr zurückhal- 
tend. Das Bild der .VC-Sucher" ändere sich, 
eraänzte ein Mitarbeiter. Es aebe inter- 

übertroffen worden. Der Xetra-Anteil bleibe 
konstant bei etwa 50 Prozent. Die Jahresbi- 
lanz 2000 wies am Ende einen Umsatz von 
283,7 Milliarden Euro aus. Das sei ein Markt- 
anteil am deutschen Börsenhandel von 4,7 
Prozent und Platz 2 nach FranMurt. Be- 
sonders der Aktienumsatz sei rasant gestie- 
gen. Die Düsseldorfer Börse verzichte be- 
wusst auf Spezialisierung auf bestimmte 
Werte. Auch die auf den Privatanleger zielen- 
de Strategie sei aufgegangen. Ais besonde- 
res Ereignis wurde der Börsengang von Bo- 
russia Dortmund Ende Oktober 2000 mit der 
ersten Notierung in Düsseldori 2 M Stunden 
früher als in Frankiurt erwähnt. 
Für den Umbau des Börsengebäudes seien 
zwei Jahre vorgesehen, erläuterte die Ge- 
schäftsführung. Der Börsensaal werde durch 
einen Handelsraum ersetzt und ein multime- 
diales Besucherzentrum eingerichtet. Die 
vermietete Fläche steige auf das Siebenfa- 
che. Die Börse Düsseldorf bleibe im Kernge- 
schäft ZugangspunM für NRW und mit dem 
Ausbau des Services für kleinere lokale 
Markiieilnehmer wichtiger Bestandteil einer 
lebendigen Infrastruktur, die die wirtschaftli- 
che Entwicklung des Landes NRW unterstüt- 
ze. 

Deutschland hzwischen auf Platz 2 in EU;- e&antere Fälle und Jobsucher. &e Geld mit- - - - - 
pa. brächten. Eine Fördereinrichtung sei win Informationsbesuch 
Die win-Tochter vermittelt einerseits Wagnis- nicht. Die Fragen der Abgeordneten hatten 
kapital an Gründer und andererseits „Busi- vor allem den Zugang zur win Venture Capi- Einstimmig haben sich die Mitglieder des 
ness Anaels". ~rivate Investoren. Win finan- tal-Förderuna zum Inhalt: ob der Prüf-..Trich- Ausschusses für Arbeit. Gesundheit. Soziales 
ziere nicht sel'bst, sondern verhelfe nur zu ter" nicht zu eng sei oder ob ~onkurs-~andi-  und Angelegenheiten der vertriebenen und 
idealen Partnerschaften, sagte Elberskirch. daten eine Chance hätten. Anders als in Flüchtlinge unter dem Vorsitz von Bodo 
Die geschätzte Zahl der in Deutschland aMi- USA, räumte Elberskirch ein, würden „Ge- Champignon (SPD) dafür ausgesprochen, 
ven .Business Anaels" wurde mit derzeit scheiterte" in Deutschland ..nicht anaefasst". am 14. März das Zentrum für Telematik im 

Der Haushalts- und Finanzausschuss (r. 
Vorsitzender Voikmer Klein, CDU) tagte 
am 1 1 .  Januar in den Räumen der Düs- 
seidorier Bdrse, wo die Abgeordneten, 
wie auch Finanzminister Peer Sieinbrück 
und leitende Mitarbeiter seines Hauses, 
von den beiden Geschätlsiührern Dr. 
Detlef lrman (Mitte) und Dirk Elberskirch 
(1.) über die Geschäftsantwicklung, neue 
Projekte und die Börsentochter Win- 
Wagnis-Kapital informlefi wurden. Den 
.Parkenhandel' früherer Zelten werde es 
auch im Neubau nicht mehr geben, sag- 
ten sie, sondern im elektronischen Zeitai- 
ter den maklergesttitzten Handai mit den 
Akiienkursen. Foto: Schälle 

Gesundheitswesen (ZTG) GmbH in Krefeld 
zu besuchen. Dieses Zentrum ist Kernstück 
im Konzept der Landesregierung zur Färde- 
rung von Telematikanwendungen im Ge- 
sundheitsbereich. Als Beispiel einer Public- 
Private-Partnership, in der sowohl Institutio- 
nen des selbstverwalteten Gesundheitswe- 
sens als auch große und mittelständische 
Unternehmen der Telemedizin und der Tele- 
kommunikationgesellschaft Verantwortung 
tragen, hat das ZTG bei seiner offiziellen Ein- 
wehung im Rahmen von Präsentationen ein- 
drucksvoll Möolichkeiten der Telematik aul- 
gezeigt. fm ~Üfsichtsrat des ZTG ist der 
Landtag mit Bodo Champignon (SPD) und 
stellvertretend Rudolf Henke (CDU) vertreten. 
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Unterausschuss Personal hörte Berufsverbände zum Haushalt 2001 

Kritik an fester Personalquote bei Aufgabenzuwächsen 
Dem Unterausschuss Personal des Haus- 
halts- und Finanzausschusses trugen in der 
von Helmut Stahl (CDU) geleiteten öffent- 
lichen Anhörung am 16. Januar die Spre- 
cher der Berufsverbände ihre Stellungnah- 
men zum Personalhaushalt 2001 vor. Nach- 
stehend Äußerungen zu den Themen Al- 
tersteilzeit und Leistungsprämien (weiterer 
Bericht folgt). 

In einer Vorbemerkung übte Andreas 
Schmidt (Deutscher Gewerkschaftsbund) 
Kritik an rigider haushaltstechnischer Fest- 
schreibuna der Personalauspabenauote, 
die wachiende ~ienstleistungsfunktionen 
nicht berüc~sicntige. Absoluten Vorrang für 
den DGB habe oer Verztcht auf betriebsbe- 
dingte Kündigungen. Er erwarte hierzu eine 
unmissverständliche Aussage der Landes- 
regierung und des Parlaments. Kritik gab es 
auch wegen unzureichend ausgelasteter 
Ausbildungskapazitäten, und unfreiwilliger 
Sparleistungen durch Ubertragung höher- 
wertiger Tätigkeiten ohne Beförderungen 
oder Höhergruppierungen. In einigen Berei- 
chen der Landesverwaltung (Jusgz-/Straf- 
vollzug, Schule) gebe es riesige Uberstun- 
denkontingente, Belastungsgrenzen seien 
erreicht, mehr Leistungsverdichtung sei 
nicht hinnehmbar. 
Zum Bereich Altersteilzeit, Sabbatjahr und 
58er-Regelung erklärten die Sprecher der 
Berufsverbände Einvernehmen darüber, 
dass die Altersteilzeit flächendeckend in 
NRW angewendet und vereinfachter Zu- 
gang geschaffen werden solle. Sie wehrten 
sich gegen eine rein finanzpolitische Be- 
trachtungswe se der Altersteilzeit. Andreas 
Schmidt vom DG6 stellte fest. die Altersteil- 
zeit würde durch die ~ e d u z i e r u n ~  vorzeiti- 
ger Ruhestände in Folge von Dienstunfähig- 
keit sogar zu einer Entlastung des Landes- 
haushalts führen. Der Vertreter des Philolo- 
pen-Verbands NRW erläuterte, die Alters- 
ieilzeit trage zur der als nötig empfundenen 
Verjungung des Lehrerkollegiums bei. OTV 
und DAG forderten. die Altersteilze I n ers- 
ter Linie zur Schaffung neuer Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten für Arbeitslose und 
Auszubildende zu nutzen. Die Gewerk- 
schaften wehrten sich gegen die Praxis, die 
Altersteilzeit zum Stellenabbau zu nutzen. 
Der Vertreter des Deutschen Beamtenbun- 
des (DBB) kritisierte, dass die Altersteilzeit 
zurzeit nur auf kw-Stellen angewendet wer- 
de. Der DBB dränate. Lehrerberufen die Al- 
tersteilzeit ab 55 ~ähren  gatt wie jetzt ab 59 
Jahren zu ermöglichen. OTV und DAG be- 
tonten, die 58er-Regelung sei unattrakiiv für 
viele Arbeitnehmer und die Beschränkung 
auf kw-Stellen grenze viele Beschäftigte in 
ihrer Lebensplanung ein. Der Deutsche 
Richterbund forderte, vom Prinzip der Kos- 
tenneutralität Abstand zu nehmen und er- 
hoffte sich eine Ausdehnung der Altersteil- 
zeit auf Richter und Staatsanwälte, nach 
dem Beispiel anderer großer Bundesländer 
wie z. B. Bayern. 
Zum Thema Leistungsprämien, Leistungs- 
zulagen und beschleunigtes Aufsteigen in 
den Dienstaltersstufen erwähnte der Vertre- 
ter des Deutschen Gewerkschaftsbunds 
(DGBI. Andreas Schmidt. infolae der Besol- 
d~n~sstrukturen des ~ahres- 1997 seien 
Vergütungsbestandteile der Beamtinnen 

und Beamten zur Einführung von Leis- 
tungselementen umgewandelt und in den 
Haushalt eingestellt worden. Das Land 
NRW habe in den zurückliegenden Haus- 
halten bereits einen Teil der Mittel zurück- 
gegeben, die in den Ressorts unterschied- 
Uchgenutzt worden seien. Schmidt bemerk- 
te in diesem Zusammenhana. der DGB ver- ~ ~ - - ~  - -  ~ 

misse im vorliegenden ~&shaltsentwurf 
die Ausweisung dieser Mittel für die Gestal- 
tung von Leistungskomponenten. Sie seien 
der~Besoldung der Beamtinnen und Beam- 
ten zweckentbunden entzoaen worden. Der 
DGB erwarte von der ~ a n k s r e ~ i e r u n ~  die 
Offenlegung der angesparten Mittel. 
Der Vertreter der ÖTV erinnerte, 1995 seien 
die Bund-Länder-Verhandlungen über leis- 
tungsbezogene Vergütungselemente er- 
gebnislos abgebrochen worden. Man habe 
OTV und DAG dazu bewegen wollen. die 
Gewährung leistungsbezogener Vergü- 
tungselemente nur einseitig durch Arbeit- 
geber-Richtlinien, freiwillig nur bei verfügba- 
ren Haushaltsmitteln, ohne Rechtsanspruch 
zu akzeptieren. Dadurch sei eine einheitli- 
che Bundesreaeluna aescheitert. In diesem 
~ u s a m m e n h a i ~  kitkierten die Vertreter 
von ÖTV und DAG die Verordnung über die 
Gewährung von Prämien und Zulagen für 
besondere Leistungen (LPZVO) von 1998. 
Diese beinhalte ein alleiniges Vorschlagk 
recht der Behördenleiter und lasse hinrei- 
chende Definition für "herausragende be- 
sondere Leistungen" vermissen. Außerdem 
sei die Prämienvergabe auf höchstens zehn 
Prozent der Belegschaft begrenzt und es 
gebe keine Einbindung der Personalvertre- 
tung bzw. einer paritätisch besetzten Kom- 
mission. Wie der DGB kritisierten auch die 
Vertreter von OTV und DAG, das Land NRW 
habe über 100 Millionen Mark für Leis- 
tungsprämien, Stufenregelungen u.a. be- 
reitgestellt, ohne diese Mittel zweckmäßig 
einzusetzen. Sie forderten, den Verbleib 
dieser Mittel offen zu legen, die Verhand- 
lungen über einen TV-L wieder aufzuneh- 
men und die Landesreoieruna zu beauf- 

tragen, die Verordnung zurückzunehmen. 
Des Weiteren regten die DBB-Vertreter an. 
zumindest im Bereich Gymnasium die Mittel 
auch wirklich für die Bezahlung von Leis- 
tungsprämien bereitzustellen. 
Aufgrund der Arbeitsmarksituation und de- 
ren künftiger Entwicklung könne man diese 
Geldmittel nicht mehr für zusätzliche Be- 
schäftigung nutzen, da der Arbeitsmarkt die 
Bewerber dafür immer weniger hergebe. 
Stattdessen müssten von den im Dienst Be- 
findlichen immer mehr Lasten geschultert 
werden, wobei die Zahlung von Leistungs- 
prämien als Anerkennung dafür eine ange- 
messene Belohnung darstelle. Die Vertreter 
des DBB hielten die aus Schulkreisen des 
Ofteren angeführte Kritik, solche Mittel lie- 
ßen sich nicht gerecht verteilen, für nicht 
stichhaltig und verwiesen dabei auf die 
Handhabung in anderen Bundesländern, et- 
wa in Bayern. Aus diesem Grund forderten 
sie, diese Mittel auch zukünftig zu bewilli- 
gen und eine unterschiedliche Verwendung 
dieser Mittel zuzulassen. 
Abschließend erfolgte vom DBB Kritik an 
der Beförderungssituation an den Gymna- 
sien. Diese Beförderungssituation sei durch 
den prognostizierten Schülerrückgang her- 
vorgerufen, den der DBB jedoch als falsche 
Annahme einstuft. 
Weitere Ursache sei die erhebliche Minde- 
rung der Grundstellenzahl. die durch die 
überproportionale Beteiligung der Schul- 
form Gymnasium beim bedarfcdeckenden 
Unterricht durch Lehramtsanwärter hervor- 
gerufen werde. Wenn das Gymnasium die 
Hauptlast der Lehrerausbildung zu tragen 
habe, dürften hier nicht die Beförderungs- 
möglichkeiten verringert werden. 

Milena Müller/Juliane Völler 

Als weitere Schwerpunkte nahmen die 
Sprecher der Berufsverbände zu den The- 
men Ausbildung in der Landesverwaltung, 
Auswirkungen des Bau- und Liegenschaits- 
betriebs NRW und der Einsatz moderner 
lnformationstechnik Stelluno. 

notwendig, um die ~ersonalkoslen~uote im Landeshaushaii in einem engemessenen Verhältnis zu den (itän- 
dig wachsenden) Staatsaufgaben darzusstellen. Die Berufsverbände nahmen im Unterausschuss Personaldes 
Hausheltsau~~chusses zum Etatentwurl2001 Stellunq. nachdem drei Vertreter sich vor Beginn der Sitzung 
zusammen mrt dem Vorsrtzenden Helmut Stahl (CDU, i V. r.), SPD-Sprechern Gisela ~alshen und dem CDU- 
Aboeordneten Manfred Luckev (hinter ihr) dem Fotoorafen aestellt hatten. Franz-Josef Rinkens (Deutscher 
~eimtenbund, 1.). Johannes ~ i s i e  (DeutsCher ~ichte;bund, ;J. 610: Schälte 
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Antrag zur Integrationspolitik begrüßt 

Politik sieht ,,Quantensprung6' 
Der CDU-Antrag "Einheit in Vielfalt - Programm für eine erfolgreiche Politik der Integration" 
(Drs. 13/4 16) wurde in der vom Vorsitzenden Jürgen Thulke (SPD) geleiteten Sitzung des (mit- 
beratenden) Ausschusses für Kommunalpolitik am 17. Januar von den Sprechern aller drei 
anderen Fraktionen begrüßt. Heinz Wirtz (SPD): Die CDU gehe einen neuen Weg bei der Inte- 
gration von Migrantinnen und Migranten Voraussetzung für das Gelingen aller Instrumente 
sei aber, dass Integration vor Ort auch bei den Menschen,stattfinde. Ewald Groth (GRUNE): 
Das sei ein Quantensprung und hätte so auch von den GRUNEN formuliert sein können. Wün- 
schenswert sei das Vordringen von Düsseldorf aus bis in die kleinsten (Partei)Gliederungen, 
wobei er allerdings Probleme befürchte. Auch Dr. lngo Wolf (FDP) stimmte den Antragsinhal- 
ten zu. FranzJosef Britz (CDU) äußerte sich erfreut über so viel Zustimmung. 

In ihrem Antrag "Einheit in Vielfalt' fordert die toisierung, Mitwirkung in Vereinen, Parteien 
CDU-Fraktion ein umfassendes Integrations- und Kirchen. Besondere Verantwortung wird 
Programm mit Fördeworschlägen für alle Be- auch den Medien auferlegt; in den zahlrei- 
reiche der Landes- und Kommunalpolitik, chen in Deutschland erscheinenden auslän- 
darunter Vermittlung von Sprachkompetenz, dischen Zeitungen müssten sich deutsche 
Hausaufgabenhilfe. islamischen Religions- Ereignisse objektiv widerspiegeln. heißt es im 
unterricht als ordentliches Fach. Ausbildung CDU-Antrag. Zum Kapitel Sicherheit und Poli- 
und Arbeit, Mittelstand und Selbständigkeit, zei fordert die CDU, mehr Polizeibeamte aus- 
Rücksichtnahme auf Probleme von Aus- ländischer Herkunft einzustellen, um die Ak- 
Iändern bei Behörden, Verhindern von Ghet- zeptanz deutscher Vorschriften zu erhöhen. 

Unterausschuss ,,Landesbetriebe und Sondervermögen" 

Konstituierung und Wahl der Vorsitzenden 
In der konstituierenden Sitzung des Unterausschusses "Landesbetriebe und Sondervermö- 
gen' des Haushalts- und Finanzausschusses am 14. Dezember wurden die Abgeordneten 
Günter Garbrecht (SPD, Foto 1.) aus Bielefeld zum Vorsitzenden und Norbert Post (CDU, r.) 
aus Mönchengladbach zu seinem Stellvertreter gewählt. Die Wahl der Vorsitzenden nahm 
als lebensältestes Ausschussmitglied Emin Siekmann (SPD) vor. Weitere (ordentliche) Mit- 
glieder des Unterausschusses sind: Dieter Hilser, Willi Nowack und Cornelia Tausch für die 
SPD, Michael Breuer, Wolfgang Dietrich und Winfried Schittges für die CDU sowie Dr. lngo 
Wolf (FDP) und Rüdiger Sage1 (GRUNE). 

Der Unterausschuss soll Beschlüsse des insbesondere des Bau- und Liegenschafts- 
Haushalts- und Finanzausschusses zu Lan- betriebes NRW. Der Unterausschuss hat 
desbetrieben und Sondervermögen vorbe- auch die Aufgabe, in Zusammenarbeit mit 
reiten. Dazu gehört die kritische Prüfung der der Landesregierung geeignete parlamen- 
Leitlinien und der Geschäftsführung der tarische Informations- und Steuerungsin- 
Landesbetriebe und der Sondervermögen. strumente, wie z. B. Zielvereinbarungen, 

Leistungsaufträge und parlamentarische 
Kontrollverfahren zu entwickeln. 
Außer dem .Bau- und Liegenschaftsbetrieb 1. NRW werden die mit dem Haushalt 2001 
beschlossenen Landesbetriebe Straßen- 
bauverwaltung, Landesamt für Datenverar- 

: beitung und Statistik, Geologisches Lan- 
desamt, Landesvermessungsamt neu er- 
richtet. Zum Kontrollbereich des Unteraus- 
schusses gehören auch die bereits vorhan- 
denen Landesbetriebe (Eichverwaltung, 
Materialprüfungsamt. Staatsbad Oeynhau- 
Sen) und verschiedene bereits im Landes- 
haushalt veranschlagte Sonde~ermögen. 

Öffentliche Anhörung am 7. Februar 
Gemeindefinanzen 2001und Ergänzungsvorlage 
Die Öffentliche Anhörung der kommunalen Spitzenverbände und der Land- 
schaftsverbände zum Entwurf des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2001 und zur 
Haushaltsergänzungsvorlage führ! der Ausschuss für Kommunalpolitik am Mittwoch, 7. 
Februar, ab 10.00 Uhr durch. Als Anderungen durch die Ergänzungsvorlage nannte die 
Vertreterin des Innenministeriums in der Ausschusssitzung am 17. Januar die Einfüh- 
rung der Entfernungspauschale, die erneute Tilgungsstreckung beim Fonds Deutsche 
Einheit und die Umsetzung des 2. Verwaltungsmodernisierungsgesetzes (Verstaatli- 
chung der Straßenbauverwaltung). 

Große Probleme 
bei Schülerticket 
und NRW-Ticket 
In der von Manfred Hemmer (SPD) geleiteten 
Sitzung des Verkehrsausschusses am 14. 
Dezember trug Minister Ernst Schwanhold 
(SPD) Eckdaten zum Ressorthaushalt 2001 
vor. Aussprache und Beratcing sollen am 8. 
Februar stattfinden. Staatssekretär Jorg Hen- 
nerkes (Verkehrsmtndterium) bertchtete zum 
~chü le~ icke t  und zum ~ ~ ~ I ~ i c k e t .  

Zum Schülerticket teilte Hennerkes mit, die 
hierzu gebildete Arbeitsgruppe habe einhel- 
lig festgestellt, dass die Vorschriften des 
Schulfinanzgesetzes nicht geändert werden 
sollten. Das Ziel der landesweiten Einführung 
des Schülertickets sei durch ergänzende 
Hinweise erreichbar. Der Staatssekretär äu- 
ßerte, das Ziel (Schülerticket zu einem glei- 
chen Preis) sei ausgesprochen schwierig zu 
erreichen, insbesondere wegen unterschied- 
licher KostenstruMuren im Ballungs- und im 
ländlichen Raum. Leitender Ministerialrat 
Busch ergänzte auf eine Frage des CDU- 
Sprechers, die Hinweise zur Ausgestaltung 
der Arbeitsgruppe würden Anfang Januar 
2001 herausgegeben. 
Gerhard Wächter (CDU) meinte, der Pau- 
schalpreis für das Schülerticket sei.wohl nicht 
machbar. Peter Eichenseher (GRUNE) wies 
auf große Probleme bei der Abwicklung (Ver- 
trieb, Inkasso) und auf Unsicherheit hin. wie 
mit den Mitteln aus dem Personenbeförde- 
rungsgesetz umzugehen sei. Er regte an. die 
unterschiedlichen Pilotversuche verglei- 
chend auszuwerten. Die GRUNEN strebten 
20 Mark als Preis für das Schülerticket an, 
was aber nicht erreichbar sei. Gerhard Wirth 
(SPD) äußerte sich zufrieden mit der Ankün- 
digung des Berichts der Arbeitsgruppe, 
wenngleich die Probleme blieben. Preisstaf- 
felungen würden zu unterschiedlichen Tari- 
fen für gleiche Leistungen führen. Innerhalb 
von NRW werde es Ungleichgewichte geben. 
Zum NRW-Ticket erläuterte Staatssekretär 
Hennerkes, mit dem Fahrplanwechsel im Ju- 
ni 2001 werde es das NRWplus-Ticket geben. 
Die BahnCard-Errnaßigung gelte dann auch. 
Große Erfolge bei Verhandlungen mit der 
Deutschen Bahn AG habe es mit Verbund- 
fahrscheinen in IC- und Eurocity-Zügen ge- 
geben. Leider werde das bei ICE-Strecken 
wieder aufgegeben. Nach Fragen von Ger- 
hard Wächter (CDU) antwortete Leitender Mi- 
nisterialrat Busch, das NRW-Ministerium ha- 
be bisher der DB AG noch keine finanziellen 
Zugeständnisse gemacht. Zurzeit werde über 
Stilllegungen und über den Stundentaki ver- 
handelt. Voraussetzung sei die Offenlegung 
der DB-Kalkulation, die für Anfang Januar zu- 
gesagt worden sei. Zu krilischen Anmer~~n-  
aen von Gerharo Wirth ISPDI. die Fanroaste 
hteressiere es nicht, mit'welchem ~we&ver- 
band sie führen, und zum Wettbewerb auf 
einzelnen Strecken sagte Busch. im Jahr 
2001 werde über die Stärkung der Zweckver- 
bände beraten, auch im Hinblick auf die Eure- 
giobahn. Derzeit liege die Tarifhoheit bei den 
Unternehmen. Zur Frage von Heinz Hardt 
(CDU), ob durch das NRW-Ticket alle Ver- 
kehrsunternehmen unter Kuratel gestellt wer- 
den sollten, sagte er. A~sgangspunkt sei eine 
EG-Verordnuna. doe .Tarifoflicht' ohne Wett- 
be~erbsverzehn~  vorsehe. 
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Experten zu 
Stiftungen im 
Hochschulbereich 
Wenn im globalen ,,Ranking" keine deut- 
sche Hochschule unter den ersten 50 ver- 
treten ist, dann scheint es im Heimatland 
der Humboldt'schen Universitätsidee an 
der Zeit, über Ursachen und Auswege 
nachzudenken. In diesem Zusammenhang 
war die Anhörung aufschlussreich, die der 
Ausschuss für Wissenschaft und For- 
schung unter dem Vorsitz von Joachim 
Schultz-Tornau (FDP) am 18. Januar veran- 
staltete: .Stiftungshochschulen" lautete 
das Thema, zu dem bundesweit Experten 
geladen worden waren. Die Anhörung ba- 
sierte auf dem CDU-Antrag ,Hochschulen 
in NRW auf das 21. Jahrhundert vorberei- 
ten - Zukunftsmodell Stiftungshochschule 
jetzt prüfen und einleiten" (Drs. 13/100). In 
diesem Antrag fordert die CDU-Fraktion, im 
Land entsprechende Modellvorhaben zu 
entwickeln und zügig umzusetzen. 

In Zeiten, in denen die nordrhein-westfäli- 
schen Hochschulen an der Umsetzung von 
Hochschulgesetz und Qualitätspakt, az der 
Einführung von Controllingsystemen, an 
der Dienstrechtsrelorm und am Aufbau des 
Bau- und Lieaenschaftsbetriebs aroeiteten. 
erscheine es-ihnen nicht möglich, auf die 
umfangreichen Fragenkataloge der Fraktio- 
nen ausführlich einzugehen. Darum sähen 
sie sich nur in der Lage, Aussagen zur 
.prinzipiellen Sinnhaftigkeit" von Stiftungs- 
hochschulen zu treffen, wie der Sprecher 
der Landesrektorenkonferenz (LRK-Uni- 
versitäten), Professor Dr. Dietmar Petzina 
(Bochum), anmerkte. Die LRK sei dafür, als 
„denkenswertes Modell" einen solchen Ver- 
such zu starten: einer gesetzlichen Offnung 
stene man durchaus sympathisch gegen- 
uoer. Die LRK der Fachhochschulen siana- 
lisierte ebenfalls Unterstützung für eynen 
derartigen Versuch. Ihr Sprecher, Professor 
Dr. Klaus Niederdrenk (Münster), sah für 
Stiftungen allenfalls eine Ausnahmerolle; 
größtes Hindernis seien Personalwesen 
und Personalstruktur. Dr. Werner Jubelius, 
Sprecher der Arbeitsgemeinschaft oer 
Kanzler der Fachhocnschulen des Lanoes. 
mahnte, die in den Bildungsbereich fließen- 
den Mittel privater Stifter müssten auch den 
staatlichen Hochschulen zugute kommen. 
Die Steigerung privater Mittel lasse sich 
aber auch im bestehenden Gesetzesrah- 
men bewerkstelligen; durch die Einrichtung 
von Stiftungshochschulen allein sei eine 
solche Steigerung nicht zu erwarten. 
20 Jahre würde es beanspruchen, um eine 
größere staatliche Hochschule in eine Stif- 
tungshochschule umzuwandeln, schätzte 
Professor Ulrich Battis (Berlin). Und selbst 
dann müsste der Staat diese Universität 
aus seinem Haushalt lange finanzieren. 
Rechtliche Hindernisse sah er nicht; wenn 
diese Umwandlung auf privatrechtlicher 
Basis, etwa in Richtung privatrechtliche 
Stiftung oder gemeinnützige GmbH, erfol- 
gen würde. Im Grunde sei die Unterschei- 
dung zwischen öffentlichen und privaten 
Hochschulen nebensächlich. Es gebe nur, 
so Battis, .gute und ganz maue Universitä- 
ten". 
Professor Dr. Peter Rawert, Notar aus Ham- 
burg und als Hochschullehrer tätig, fand 

Der Jugenanof v~otno an der weser wer Ende vergangenen Jahres ort e~ner s~tzung des AUSSChuSSeS für ~ m -  
der, Jugend und Familie unter dem Vorsitz von Annegret Krauskopf (SPD). Der Leiter des Jugendhofs, Dr. Hil- 
mar Peter (1.) wies auf des Programmangebot dieser ältesten Bildungsstatte der Bundesrepublik hin, die in der 
Tragerschaii des Landschafisverbandes Westfalen-Lippe liegt und sich von der JuQendarbeit zu einer Ein- 
richtung für den gesamten Bereich der Jugendhilfe entwickelt hat. Das Angebot umfasst politische Bildung, 
Jugendhilfepolitik, kulturelle Bildung und Methoden der Jugendarbeit. In Vlotho ist es euch möglich, Lehr- 
gange mit Organisationen oder Gruppen gemeinsam vorzubereiten und durchzuführen. - Unser Bild zeigt die 
Teilnehmer bei ihrem Rundgang. Foto: M. Hohimann 

Junge Abgeordnete fördern politischen Nachwuchs 
Jüngere Landtagsabgeordnete der SPD, grund ihrer Leistungen auch gute Chancen 
die die 40 noch nicht überschritten haben, hätten. sich um ein Landtagsmandat zu be- 
machen Sozialdemokraten unter 25 Jah- werben (Eumann: .So gesehen, ist es auch 
ren im Land ein Angebot: Jeder aus der ein Rekrutierungsprogramm. Der eine oder 
achtköpfigen Landtagsgruppe, der am andere könnte 2005 durchaus in den Land- 
Projekt .U 40" teilnimmt, gibt einem ,,trai- tag einziehen.'). Dennoch. so formulierte es 
nee" die Gelegenheit, ihn ein Jahr lang zu der stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
begleiten undsich auf diese Weise für den der SPD-Fraktion. sei das Angebot keine 
weiteren politischen Werdegang aktiv zu Einbahnstraße: Es werde von den .trai- 
qualifizieren. nees" Leistung erwartet und im Gegenzug 

für die Parlamentsarbeit neue Impulse und 
Diese Offerte ist im lnternet veröffentlicht „frischer Wind" erhofft. 
worden und. wie Marc Jan Eumann (Jahr- Im Lauf der zwölf Monate sollen die jun- 
gang 1966) auf einer Pressekonferenz An- gen Parteimitglieder vier Qualifikations- 
fang des Jahres betonte, bereits kurz nach bausteine in Bereichen wie Diskussion und 
Erscheinen „überbuchtu gewesen. Der Rhetorik erwerben. Dazu werde von den 
jüngste Interessent habe gerade 14 Lenze beteiligten Abgeordneten mit den Bewer- 
gezählt, das sei eine tolle Sache und ma- bern eine Zielvereinbarung abgeschlossen 
che Mut. erklärte der Sprecher. mit der Verpflichtung, ein Jahr dabei zu 
Ziel sei es, im Lauf der Legislaturperiode bleiben und, darauf wies der Sprecher der 
des Landtags eine Gruppe zu bilden, die .fit Gruppe besonders hin, auch einen eige- 
ist für die Landespolitik". Wenn jedes Jahr nen Beitrag zur angestrebten Strukturre- 
acht Bewerber an dem Projekt teilnähmen, form der Sozialdemokratischen Partei zu 
seien es am Ende 32 junge Leute, die auf- leisten. J. K. 

die Rechtsform einer Hochschule sekun- 
där, im Vordergrund stünden die Sachziele. 
Als Bedingungen für eine funktionierende 
StiRungshochschule nannte er deren Voll- 
rechtsfähigkeit (auch auf personellem Ge- 
biet) und die Ausstattung mit einem Stif- 
tungskapital. aus dessen Erträgen die 
Hochschule ihren laufenden Betrieb finan- 
zieren könne. Rawert: .Das erfordert ein 
Vermögen von einer Milliarde Mark und 
aufwärts." Dass bei einer Stiftungshoch- 
schule die privaten Mittel stärker flössen, 
sei wissenschaftlich nicht nachgewiesen. 
.denn Stiftungshochschulen haben keine 
Vorteile gegenüber anderen gemeinnützi- 
gen Einrichtungen". Und eine Stiftungs- 
hochschule am Tropf staatlicher Zuschüs- 
se sei nicht mehr als eine .Mogelpackung". 

(wird fortgesetzt) 

Landtagswahl 
Die Landtagswahl vom 14. Mai 2000 steht 
im Mittelpunkt einer Broschüre. die vom 
Präsidenten des Landtags Nordrhein-West- 
falen, Ulrich Schmidt, herausgegeben wor- 
den ist. Autor Dr. Walter Ruhland von polis, 
Gesellschaft für Politik- und Sozialfor- 
schung München, zeichnet darin die Ent- 
wicklung von der Landtagswahl 1995 über 
die Bundestagswahl 1998 und die nord- 
rhein-westfälischen Kommunalwahlen vom 
September 1999 nach. Die 60-seitige Bro- 
schüre kann über die Offentlichkeitsarbeit 
des Landtags NRW, Postfach 10 11 43, 
40002 Düsseldorf schriftlich angefordert 
werden. Uber das lnternet lautet die Bestell- 
adresse http://www.landtag.nrw.de 
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Haushaltsausschuss 

Kritische Fragen 

Austritts für die Berechnung der Kirchen- 
steuer Das Erheben von Kirchgeld erfolge 
wegen erheblicher Steuerausfälle durch 
die Steuerreform und sei in anderen Län- 
dern schon lanae Rechtslaae. Anders als 

zum ~ i r c h ~ e l d  die ~ommunen-hätten die -~irchen keine 
Möglichkeit, die Ausfälle zu kompensieren, 
sagte er zur Frage von Palmen, ob auch 

Nur zwei Themen standen auf der Taues- andere Köroerschaften (bei Steuerausfäl- 
ordnung der letzten Sitzung des H&- len) kunftig Co behandeliwürden. 
halts- und Finanzausschusses am 14. De- Dr. lngo Wolf (FDP) sprach seine Verwun- 
zember. Beim ersten Thema, dem Regie- derung über den Gesetzentwurf aus. Er 
rungsentwurf eines 3. Änderungsgesetzes hielt es für fragwürdig, dass das Kirchgeld 
des Gesetzes über die Erhebuna von Kir- nur bei Zusammenveranlaauna areife. Der 
chensteuern in NRW (Drs. 113/4%) gab es 
allerdings eine Grundsatzdebatte, ausge- 
löst von Fragen der Abgeordneten Man- 
fred Palmen (CDU) und Dr. lngo Wolf 
(FDP). Abgeordneter Wolf leitete dem 
Haushaltsausschuss später einen zweisei- 
tigen Beitrag mit dem Titel .Das neue 
Kirchgeld in NRW, ,Strafsteuer' für den Kir- 
chenaustritt des Kleinverdieners in einer 
Ehe" zu (Vorlage 13/33 1). Bei Punkt 3 „Ver- 
schiedenes" musste Vorsitzender Volkmar 
Klein (CDU) die Geschäftsordnung des 
Landtags zuhilfe nehmen, denn die Frak- 
tionen hatten sich nicht geeinigt, wem der 
Vorsitz des neuen (zweiten) Unter- 
ausschusses .Landesbetriebe und Son- 
dervermögen" zustehe. 

Für den Aufwand der Kirchensteuer-Erhe- 
bung erhalte die NRW-Finanzverwaltung 
drei Prozent, antwortete Staatssekretär Dr. 
Harald Noack auf eine Frage von Manfred 
Palmen (CDU). Bemessungsgrundlage sei 
das Gesamtaufkommen. Er erläuterte auf 
eine weitere Frage, die Anderungen bei 
der Kirchensteuer-Erhebung seien wegen 
mehrerer Steueränderungen seit 1985 
notwendig. Die Nachbesteuerung falle 
künftig weg, es gelte jetzt der Monat des 

Verzicht auf den staatliche; ~$ i f i in~vor te i l  
führe dazu, dass kein Kirchgeld gezahlt 
werden müsse. Er fragte kritisch an, wieso 
der Staat eingesetzt werde,,,um der Kirche 
zu helfen. Edith Müller (GRUNE) verteidig- 
te die Zustimmung ihrer Fraktion, die Wolf 
unter Hinweis auf die GRUNE-Forderung 
der Trennung von Kirche und Staat eben- 
falls hinterfragt hatte. mit der Bemerkung, 
die Kirchen erfüllten gesellschaftliche Auf- 
gaben (Altenheime, Kindergärten), worauf 
der Staat angewiesen sei. 
Auch Ausschussvorsitzender Klein er- 
kannte ein grundsätzliches Problem in der 
Auseinanderentwicklung von Bemes- 
sungs- und Zuschlagsteuern, zumindest 
jedoch größeren bürokratischen Aufwand. 
Staatssekretär Noack erklärte, nicht die 
Austrittsentwicklung habe die Landesre- 
gierung zur Gesetzesänderung veranlasst, 
sondern sie wolle den Ehepartnern unter- 
schiedlichen Glaubens das Zahlen ermög- 
lichen. 
Wolf hielt es für einen Fehler im System, 
für schiefe Argumentation, wenn der ver- 
dienende Partner, der aus der Kirche aus- 
getreten sei, bestraft werde. Ernst-Martin 
Walsken (SPD) sagte, in allen Fraktionen 
gebe es dazu kritische Stimmen, auch von 

Abgeordnete fragen - Minister antworten 

Getrennte Ehen: wer bekommt Nachzahlungen? 
Die beiden GRÜNEN-Abgeordneten Ute Koczy und Barbara Steffens fragten die Landesre- 
gierung, wer in getrennten Ehen die Nachzahlungen von Finanzämtern, Krankenkassen und 
Arbeitsämtern bekomme. Sie erwarten solche Nachzahlungen nach Urteilen des Bundes- 
verfassungsgerichts zur Familienbesteuerung 1998 und nach höchstrichterlichen Urteilen 
zur Berechnungsgrundlage von Leistungen der Arbeitsämter und Krankenkassen. Aus an- 
deren Bundesländern sei zu hören, dass Nachzahlungen nur an Steuerpflichtige ausgezahlt 
würden, meist also an den Ex-Ehemann. Jährlich würden dreistellige Millionenbeträge für 
Unterhaltsvorschusskassen ausgegeben. Die Rückzahlungen der Vorschüsse könnten 
durch gestiegene Leistungsfähigkeit der Unterhaltsschuldner verbessert werden, meinen 
sie. Noch wichtiger sei es für die Unterhaltsberechtigten, davon zu erfahren. 

Ausschüsse tagen 
öffentlich 
Nach der Änderung der Geschäfts- 
ordnung des Landtags verzichteten 
die meisten Ausschüsse des NRW- 
Landtags im Januar auf die Anord- 
nung eines öffentlichen und eines 
nichtöffentlichen Teils ihrer Sitzungen. 
Künftig tagen die Ausschüsse grund- 
sätzlich öffentlich. Lediglich auf be- 
sonderen Antrag finden Beratungen 
in nichtöffentlicher Sitzung statt. 

In seiner Antwort teilte der Finanzminister 
am 3. Januar (Drs. 131625) mit, die Finanz- 
ämter teilten Erstattungsbeträge, wenn sich 
Eltern nach Aufforderung nicht einigten, im 
Verhältnis der gezahlten Steuern. Ansprü- 
che nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
gingen auf das Land über. Die Unterhalts- 
vorschusskassen teilten diese den Finanz- 
ämtern mit, die wiederum aufrechneten und 
Steuerguthaben den Unterhaltsvorschuss- 
kassen überweisen. Eine zusätzliche Unter- 
richtung des getrennt lebenden Ehegatten 
sei nicht vorgesehen und auch rechtlich 
nicht zulässig. Arbeitsämter verführen 
ebenso, vorausgesetzt, sie hätten Kenntnis 
von der Unterhaltspflicht des Leistungs- 
empfängers. 

Kirchenmitgliedern. Die Amtskirche habe 
zu dem Schritt gedrängt. Die katholische 
Kirche wolle kein Kirchgeld erheben, die 
jüdischen Gemeinden wohl. NRW sei aber 
Vorreiter beim Einbeziehen von weiteren 
Religionsgemeinschaften. Die Kirchen 
seien durch Steuerreformen kräftig gebeu- 
telt worden, hätten aber viele Aufgaben. 
Der FDP-Kritiker wiederholte seine Zwei- 
fel, wünschte sich solche Liberalisierungs- 
tendenzen an anderer Stelle und befür- 
wortete eine Freigabe der Abstimmung für 
eine höchstpersönliche Entscheidung der 
Abgeordneten. 
Staatssekretär Dr. Noack wiederholte nach 
weiteren Einwänden, wenn der nicht ver- 
dienende Ehegatte als Mitglied einer kir- 
chensteuerpflichtigen Religionsgemein- 
schaft kirchliche Angebote nutze, obwohl 
keine Kirchensteuer gezahlt werde. müsse 
den Kirchen das Recht auf Finanzierung 
(Kirchgeld) zugestanden werden. 
Rüdiger Sagel (GRUNE) fand das Vorha- 
ben ebenfalls unerträglich und hielt eine 
Diskussion über die Trennung von Kirche 
und Staat und über das Konkordat von 
1934 für begrüßenswert. Der Staatssekre- 
tär verteidigte den Anderungsentwurf mit 
dem Hinweis auf den Charakter eines An- 
gebots. Der Experte des Ministeriums sah 
steuertechnisch Korrekturbedarf auch an 
weiteren Stellen. 
Dr. Wolf erkannte in der „Nutzung kirch- 
licher Leistungen", etwa Kindergärten, ein 
klassisches Beitragselement, keinen steu- 
erlichen Tatbestand, und vermisste Gleich- 
behandlung mit Getrenntveranlagten. Dar- 
aufhin verwies der Staatssekretär auf den 
Anspruch des Partners auf angemesse- 
nen Lebensunterhalt. Nun fand auch CDU- 
Sprecher Helmut Diegel, das Vorhaben sei 
grundsätzlicher ordnungspolitischer Be- 
trachtung wert, es solle noch einmal nach- 
gedacht werden. 
Nach dem Gesetzentwurf der Landesre- 
gierung ist eine Staffelung des Kirchgelds 
mit 13 Stufen für Jahreseinkommen von 
60 000 bis 600 000 Mark und einem jähr- 
lichen Kirchgeld von 180 bis 7200 Mark 
vorgesehen. 
Unter ,YerschiedenesU teilte Ausschuss- 
vorsitzender Klein mit. beim Unteraus- 
schuss Personal habe die SPD als stärkste 
Fraktion auf den ihr zustehenden Vorsitz 
verzichtet. Deshalb habe sie beim 2. Unter- 
ausschuss das Vorschlagsrecht (siehe un- 
ten). 
Zu einer weiteren Rückfrage veranlasste 
den Vorsitzenden die so genannte „Spar- 
kommission" von Mitgliedern der Koali- 
tionsfraktionen SPD und GRUNEN. Seine 
Bedenken, dass hierbei Teile der Legislati- 
ve (zusätzliche) Informationen aus der 
Exekutive bekämen, zerstreute Staatsse- 
kretär Noack mit der Feststellung, die 
Sparkornmission sei eine Einrichtung des 
Landtags, sie habe ihre Arbeit noch nicht 
aufgenommen und erhalte keine Papiere 
vom Ministerium. Ernst-Martin Walsken 
(SPD) ergänzte, es sei eine Kommission 
der Koalitionsfraktionen, zu der die Oppo- 
sition grundsätzlich eingeladen sei. Edith 
Müller (GRUNE) unterstützte das Anliegen 
der Opposition, von Informationen nicht 
ausgeschlossen zu werden. Manfred Pal- 
men (CDU) hielt ihnen jedoch entgegen, 
laut Koalitionsvereinbarung solle der Fi- 
nanzminister den Vorsitz haben. Der 
Staatssekretär versprach die Gleichbe- 
handlung von Informationswünschen der 
Opposition. 
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Im gemeinsamen Antrag fordern die (in die- 
ser Reihenfolge aufgeführten) Landtags- 
fraktionen der CDU, SPD, FDP und GRUNEN 
die Landesregierung zum landesweiten 
Start der .Meisterinitiative" auf, die bisher 
nur in den NRW-Fördergebieten gewährt 
wird. Nach der Initiative wird Gesellinnen 
und Gesellen ein Zuschuss zum Meisterkurs 
gewährt. Mit der landesweiten Ausdehnung 
werde auch mehr Chancengleichheit 
gegenüber Hochschulkollegen geschaffen, 
stellen die Fraktionen fest und begründen ihr 
Anliegen damit, dass in den nächsten fünf 
Jahren in NRW rund 20000 Handwerks- 
unternehmen zur Ubernahme durch Meis- 
terinnen und Meister anstünden. 
Zum Haushaltsentwurf 2001 berichtete Mi- 
nister Schwartau. die Verknupfung von Ar- 
beit. Qualifikation und Technolooie biete 
bessere Möglichkeiten, ~rbeitsloGgkeit zu 
bekämpfen. Wenn alte und neue Wirt- 
schaflsbranchen zusammengeführt würden, 
entstehe ein moderner Industrie-, Dienst- 
leistungs- und Wissensstandort NRW. Arbeit 
und Weiterbildung gehörten in die Betriebe. 
Für Aus- und Weiterbildung stünden im 
nächsten Jahr 5,3 Millionen Mark weniger 
zur Verfügung. Bei der Ausbildung werde 
nicht gekürzt. Die Zuschüsse für überbe- 
triebliche Lehrgänge im Handwerk würden 
angehoben. 
Minister Schwanhold rechnete den Abge- 
ordneten steigende Ausgaben für Wirt- 
schaftsförderung trotz der Sparmaßnahmen 
vor und äußerte sich zufrieden, insbeson- 
dere mit der Aufstockung der Lanoesmittel 
für Gemeinschahs~rooramme mit der E J  Er 
kündigte als ~eulieiten im Haushalt 2001 
den Start einer "Chemie-Initiative", der 
.Außenwirtschafts-Offensive Mittel- und 
Osteuropa" und die Förderung der Kultur- 
wirtschafl an. Der Wirtschaftshaushalt kön- 
ne sich sehen lassen, sagte Schwanhold 
und meinte, im .gnadenlosen internationa- 
len benchmarking der Standorte" werde je- 
de Unbeweglichkeit bestraft. Er glaube aber, 
dass den Menschen und den Unternehmen 
in NRW mehr zugetraut und abverlangt wer- 
den könne, als man glaube. 
In der kurzen Aussprache über den FDP-An- 
trag, .arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
strikt auf eine schnellstmögliche Eingliede- 
rung Erwerbsloser in den ,ersten' - und 
einzigen" Arbeitsmarkt zu konzentrieren, 
verteidigte Rüdiger Sagel (GRUNE) die bis- 
herigen Maßnahmen zur Qualifizierung. 
Christian Weisbrich (CDU) konnte die Be- 
rechnung der .neuen Finanzspielräume" 
laut FDP-Antrag nicht nachvollziehen. Minis- 
ter Schartau bekannte sich zum Vorrang für 
den ersten Arbeitsmarkt, was aber auch die 
Bereitschaft der W~rtschafl voraussetze, 
aucn oroblematische Personen zu beschaf- 
t igen.'~r wolle in den nächsten drei Jahren 
2000 Schwerbehinderte unterbringen. Bei 
Langzeitarbeitslosen seien auch psychische 
Folgen zu berücksichtigen. Zusammen mit 
der Wirtschaft, vor allem dem Handwerk, 
wolle er "zeigen, dass es geht, wenn man 
will'. Minister Schwanhold ergänzte, mehr 
Beschäftigung sei vor allem über Wachstum 
zu erreichen. Die Beitragssätze zur Arbeits- 
losenversicherung zu senken, sei zwar wün- 
schenswert, zum 1.1.2001 aber noch nicht 
realisierbar. CDU-Weisbrich unterstützte 
den Antragsteil, worin Jede Form steuer- 
und beitragsfinanzierter Arbeitsmarklpolitik 
abgelehnt wird. die in Konkurrenz zur Prival- 
wirtschaft trete. Minister Schartau verteidigte 
jedoch Beschäftigungsgesellschaften als 
eingespielte Praxis in den Kommunen. die 

Alle Fraktionen im Wirtschaftsausschuss 
für landesweiten Zuschuss zum Meisterkurs 

Der Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie nahm in der vom Vorsitzenden Dr. 
Helmut Linssen (CDU) geleiteten Sitzung am 13. Dezember einstimmig den interfraktionellen 
Antrag „Meisterinitiative landesweit starten!" (Drs. 131531) an, der den CDU-Antrag .,Vorfahrt 
für den Mittelstand" vom August 2000 ersetzt. Den FDP-Antrag, den Beitragssatz zur 
Arbeitslosenversicnerung zu senken, lehnte die Ausschussmehrheit aus SPD und GRUNEN bei 
Enthaltuna der CDU ab. ebenso den FDP-Antraa. den Betrieb von aewerblichen Aurowaschan- 
lagen wegen "erheblicher Änderung des ~reiz~tverhaltens der B5rger" auch sonn- und feier- 
tags zuzulassen, den auch die CDU ablehnte. Die SPD-IGRÜNE-Mehrheit lehnte ferner den 
CDU-Antrag "Nachhaltige Entwicklung - ein Gestaltungsauftrag für Umwelt und Schule" (Drs. 
131404) ab. Zum Haushaltsentwurf 2001 berichteten Minister Ernst Schwanhold und - erst- 
mals - der auch für Technologieforderung zuständige Arbeitsminister Harald Schartau. 

Zum Haushaltsentwurl berichtete im Wirisch, ssortminister Ernst Schui , :e) 
erstmals der Arbeitsminister (Harald Schartau, I), der seit der Neuordnung der Ressorts für Qualifizierung und 
Technologie zuständig ist; r. Ausschussvorsitzender Dr. Helmut Linssen (CDU). Foto: Schalte 

zudem mit den Arbeitsämtern abgestimmt Hälfte aller Verfahren. Es sei hoch speziali- 
seien. Der FDP-Antrag wurde von der Mehr- siert und entscheide schnell und preiswert. 
heit bei Enthaltung der CDU abgelehnt. Ein europäisches Gericht würde nur lang- 
Außer Anträgen und einem Gesetzentwurf wieriger und teurer, vom Sprachproblem 
aus den Oppositionsfraklionen standen sie- ganz abgesehen. Der NRW-Justizminister 
ben Berichte der Landesregierung auf der habe die Bundesregierung gebeten, wenigs- 
Tagesordnung des Wirtschaflsausschusses. tens die erste Instanz zu erhalten. CDU- 
Bei der „Einführung des EU-Patents", so teil- Sprecher Weisbrich dankte für das Engage- 
te ein Sprecher des Justizministeriums mit, ment zugunsten der Rolle Düsseldorfs als 
seien Nachteile für NRW erkennbar. Das ,.Patenthauptstadt". Minister Schwanhold er- 
Landgericht Düsseldorf habe in Patent- gänzte, das Kompetenzzentrum Biopatente 
rechtsverfahren in Deutschland und Europa an der Universität Düsseldorf stärke den in 
eine absolut führende Stellung mit fast der Europa einmaligen Standort. 

Chancen für die NRW-Landwirtschaft 
Wirtschaftsausschuss für Bio-Energie 

Der Ausschuss für Wirtschaft. Mittelstand Zum FDP-Antrag, den zweiten Berufs- 
und Technologie lehnte in der vom Vorsit- schultag zu streichen, erläuterte der FDP- 
zenden Dr. Helmut Linssen (CDU) geleite- Sprecher, das sei ein langjähriges Anlie- 
ten Sitzung am 17. Januar nach kurzer Mit- gen der mittelständischen Wirtschaft und 
beratung den FDP-Antrag ,,Berufliche Bil- könne Anreiz zu mehr Ausbildungsbereit- 
dung straffen - zweiten Berufsschultag schafl sein. Defizite der Allgemeinbildung 
streichen" (Drs. 13/366),,mit den Stimmen von Auszubildenden könnten nicht von der 
von SPD, CDU und GRUNEN ab. Die CDU Berufsschule kompensiert werden. 
stimmte im mitberatenden Wirtschaftsaus- 
schuss außerdem mit den Fraktionen SPD CDU-Sprecher Christian Weisbrich sprach 
und GRÜNEN für deren Antrag „Biogas nut- sich dagegen für genauere Analysen aus. 
zen:Große Chancen für die Landwirtschaft Axel Dirks (SPD) verwies auf hohe Zufrie- 
NRW - Landesinitiative Biomasse starten" denheit mit Absprachen zwischen Hand- 
(Drs. 13/464). derdamit gegen die Stimmen werk und Berufsschulen vor Ort, nur einer 
der FDPangenommen wurde. In einem von Wochenstunde allgemeinbildenden Unter- 
FDP-Sprecher Dr. Gerhard Papke erbete- richts und steigenden Anforderungen so- 
nen Bericht über die Anschlussnutzung für wie schnellerem Verfallsdatum von Bil- 
das Verbundbergwerk Ewald1Hugo in Gel- dungsinhalten. 
senkirchen als Besucherbergwerk bestä- 
tigte Minister Ernst Schwanhold die Eilbe- Rüdiger Sagel (GRÜNE) hielt Qualitäts- 
dürftigkeit der Entscheidung wegen der verluste in der beruflichen Bildung für 
laufenden Rückbaumaßnahmen. nicht hinnehmbar. 
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Mit dem Projekt e-nitiative.nrw wird an den Schulen und 
Bildungseinrichtungen Lernen mit neuen Medien gefördert 
Der Medienausschuss unter dem Vorsitz 
von Claudia Nell-Paul (SPD) hat in seiner 
4. Sitzung eine nichtöffentliche Sachver- 
ständigenanhörung am Adolf-Grimme- 
Institut in Marl zum Thema Aktivitäten 
zur Medienkompetenz durchgefuhrt. Zu 
den Sachverständigen gehörten Dr. 
Hans Paukens (Adolf-Grimme-Institut), 
Dr. Gernot Gehrke (Europäisches Zen- 
trum für Medienkompetenz GmbH, 
ecmc), Dr. Norbert Schneider und Mecht- 
hild Appelhoff (Landesanstalt für Rund- 
funk, LfR), Roland Berger (e-nitiative) 
und Dr. Heinemann (Ministerium für 
Schule, Wissenschaft und Forschung). 

b ,  88. 

, . I : -  . 

Roland Berger (e-nitiative.nrw) stellte das 
von Landesregierung, Städte- und Ge- 
meindebund, Städtetag und Landkreistag im 
November 1999 ins Leben gerufene, ge- 
meinsame Projekt e-ni1iative.n~ vor. Das 

e-nitiative'nrw sei eine gemeinsame Auch der Landtag nutzt die neuen Medien. Im reichhaltigen hternet-Angebot k6nnen Abgeordnete Inforrna- 
Offensive, Lernen mit neuen Medien an tionen einholen. Die Parlarnentszeifschriit .Landtag intern"ist ebenfalls in den neoen Medien verlreten. 
len Schulen und anderen Bildungseinrich- Foto: Schälte 
tungen zu fördern. Das erklärte Ziel des 
Projektes sei es, vorausschauendes Den- 
ken und partnerschafiliches Handeln zu auf die Vorlage 131272, in der die Aktivitäten den Schulen hänge immer noch sehr von 
nachhaltigen und kostensparenden Lösun- des Ministeriums beschrieben seien, sowie dem Engagement einzelner Lehrkräfte ab, 
gen zu führen. Dabei gehe man von der auf die Broschüre ,,Virtueller Hochschul- weniger von der Schulform. Dennoch benö- 
Grundannahme aus. dass Medienkornpe- raum Nordrhein-Westfalen". Die deutschen tigten Hauptschulen und Schulen für Lern- 
lenz zu den zentralen Kompetenzen für Hochschulen seien im internationalen Kon- behinderte ein größeres Augenmerk. Er re- 
Schülerinnen und Schüler gehöre und für text hinsichtlich des virtuellen Lernens noch sümierte, dass sich Leben und Lernen fun- 
die berufliche Entwicklung eine entschei- hinterher. In den USA verfügten beispiels- damental verändern würden. Die damit ver- 
dende Schlüsselqualifikation darstelle. Me- weise 80% der Hochschulen über Distance- bundenen Aufgaben seien nur in Form von 
dienkompetenz sei eine zukünftige Kultur- Learning-Kurse. Eine wesentliche Voraus- Public-Private-Partnership zu bewältigen. 
technik, die auch für die wirtschaftliche Ent- setzung für das Lernen mit den neuen Me- Es zeige sich aber, dass es nicht immer 
wicklung zentral sei. Zu den Aufgaben des dien sah er in der Vernetzung der Hoch- leicht sei, Privale-Partner zu gewinnen. Oli- 
Projektes gehörten vor allem die Schaffung schulen, deren Grundlagen geschaffen ver Keymis (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) 
einer Infrastruktur, die Beratung und Qualifi- seien. Darüber hinaus müssten Kompetenz- begrüßte es ebenfalls, dass der Ausschuss 
zierung, die Entwicklung von Lernsoftware Strukturen aufgebaut werden, wie sie mit die Auseinandersetzung mit dem Thema 
und Inhalten, die Lernen mit neuen Medien dem ..Universitätsverbund Multimedia Medienkompetenz aufgenommen habe und 
zum integralen Bestandteil von Schulen NRW und dem „Netzwerk Multimedia der hinterfragte, auf welche konkreten Probleme 
machten. sowie Public Private Partnership Fachhochschulen in NRW eingeleitet die e-nitiative treffe. gerade auch hinsicht- 
(insbesondere Know-how-Transfer). Die Be- seien. Hauptaufgabe bilde aber die Ent- lich der Widerstände gegen eine "Vertechni- 
ratung und Qualifizierung werde über eine wicklung von Inhalten. Hier sei auf den sierung" von Bildung. Ihn interessierten die 
Beratungsstruktur in lokalen Medienzen- Bundeswenbewerb .Multi-Media In der Leh- im Zusammenhang mit dem Wortspiel .Kul- 
tren, die e-teams.nrw, umgesetzt. Seit Au- re" und das .,Projekt Digitalisierung der Bi- turtechnik" entstehenden Fragen. Dr. Nor- 
gust 2000 böten diese in 54 Gebietskörper- bliotheken" (Volltextdokumente) hinzuwei- bert Schneider (LfR) griff diese Anregungen 
schaften konkrete Unterstützung vor Ort. Sen. Bezüglich des letztgenannten Projek- auf und stellte klar, dass die Inhalte, der con- 
Zum Kernteam der e-teams.nrw gehörten tes sei mit Bayern ein Kooperationsvertrag tent, auch bei der Nutzung der neuen Me- 
die Medienberaterinnen und -berater (frei- geschlossen worden. Dr. Heinemann regte dien entscheidend seien. Es gehe nicht nur 
gestellte Lehrkräfte) sowie die Mentorinnen aus Kostengründen den gemeinsamen Er- um den Transfer von Waren und Service. 
und Mentoren aus der staatlichen Lehrer- werb von notwendigen Lizenzen an (z. B. mit Kultur müsse im Verhältnis zur Technik eine 
fortbildung. Unterstützt würden diese durch Bayern. Baden-Württemberg). Unklar sei wichtige Funktion einnehmen. Es sei Aufga- 
viele lokale Partner wie die Schulaufsicht, bislang, wie der ideale Mix zwischen alten be der Medienpolitik, Rahmenbedingungen 
das lokale Rechenzentrum und ortsansäs- und neuen Medien bzw. alten und neuen für die Entwicklung zu setzen. Er warnte vor 
sige Unternehmen. Zentraler Baustein von Lernformen aussehe. Es sei geplant, die vir- einer Netz-Euphorie. Man solle sich nicht 
e-nitiative sei die Lehreraus- und -fortbil- tuelle Hochschule Hagen zu einem Kompe- zum Getriebenen der Technik machen, da 
dung. Die Finanzierung erfolge im Rahmen tenzzentrum und Ansprechpartner für Dritte Bildungsprozesse. deren Geschwindigkeit 
des Gemeindefinanzierungsgesetzes. die beim Aufbau von Studienangeboten aufzu- geringer sei als die technischer Prozesse, 
kommunalen Spitzenverbände forderten bauen. Dies sei Bestandteil einer Qualifi- ihre Zeit bräuchten. 
aber eine weitergehende Unterstützung bei zierungsinitiative, die den Aufbau eines auf Werner Jostmeier (CDU) hinterfragte, ob Me- 
der Umsetzung der Ziele ein. Interaktion angelegten Bildungsportals dienkompetenz heute schon eine Kulturtech- 
Dr. Heinemann (Ministerium für Schule, Wis- Nordrhein-Westfalen einschließe. Dazu ge- nik sei. Nach einer ihm vorliegenden Umfra- 
senschafi und Forschung) konstatierte, höre auch die Einführung von e-government ge seien ca. 60% der Schulen mit der PC- 
dass es bei der Umsetz~ng von e-nitiative für die Bildungsverwalt~ng. Ausstanung zufr~eaen. Dieser Anteil erschei- 
durchaus eine Reihe von Problemen aebe. Marc Jan Eumann iSPDI sah sich durch d e ne ihm allerdinos als zu hoch. auch wenn er 
Die Optimierung müsse in der ~achsieue- Ausführungen der ~efeientin und der Refe- anerkenne, da& sich vieles tue. Er kritisierte, 
rung erfolgen. Er betonte, dass die Kommu- renten darin bestätigt. dass die Medienkom- dass der Anteil der zur Verfügung gestellten 
nen der wichtigste Partner für die e-nitiative petenzpolitik eine der wichtigsten Aufgaben Mittel für die Wartung zu gering sei. Die da- 
seien und unterstrich. dass die Bildung von der Medienpolitik sei. Die SPD-Fraktion se- mit verbundenen Probleme und Kosten blie- 
Medienkompetenz eine gemeinschaftliche he hier auch einen ihrer Arbeitsschwer- ben an den Kommunen hängen. Die Landes- 
Verantwortung vieler Akteure sei. Er verwies punkte. Die Umsetzung von e-nitiative in regierung, so Dr. Heinemann, helfe bei der 
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mit der Umsetzung; e-nitiative gehe es nicht 
um reine Technikimplementierung, sondern 
darum, das Thema in die Schule zu inte- 
grieren. Dieses Bewusstsein müsse bei den 
Lehrerinnen und Lehrern entwickelt werden. 

Bewältigung in Form von Best der Probleme ~ractice-~eispie~en. mit der Wartung Er hal- 
te aber auch eine Einbeziehung von Schüle- 
rinnen und Schülern nicht für schlecht. Ro- 
land Berger (e-nitiative) bestätigte ProMeme 

e-nitiative setze einen Schwerpirnd auf die 
Einbeziehuna von Grundschulen und die In- 

Bundespräsident Johannes Rau beging 70. Geburtstag 

Noch ein Standbein in Wuppertal 

tegration vo~~auptschulen in einem schwie- 
rigen sozialen Umfeld. Lernen mit neuen Me- 
dien müsse in allen B~ldungseinrichtungen 
stattfinden. 
Hinscchtlich der Definition von Medienkom- 
petenz gab es unterschiedliche Bewer- 
tungen. Medienkompetenz, so Dr. Gernot 
Gehrke (ecmc), sei mehr als die Fähigkeit 
von Einzelnen, mit Medien umzugehen. Es 
bedeute vielmehr, ein Handlungskonzept 
umzusetzen und Rahmenbedingungen zu 
schaffen. die es möglichst vielen erlaubten, 
an den neuen Entwicklungen teilzuhaben. 
Medienkompetenz bedeute, Antworten dar- 
auf zu geben, wie wir in der lnformations- 
gesellschaH leben und arbeiten wollten. d n., 
wie die InformationsaesellschaH aestaltet 
werden sollte. während Dr. Frank heimuth 
(SPD) der vom ecmc zugrunde gelegten 
Definition von Medienkompetenz zustimm- 
te, überzeugte diese Hermann-Josef Arentz 
(CDU) nicht. Er halte es für problematisch, 
von einem Gegensatz zwischen individuel- 
ler Medienkompetenz hier und Medienent- 
wickluna aestaltenden Rahmenbedinaun- 
gen und sozialen Gruppen dort auszGge- 
hen. Dies sei zu kollektivistisch. Wichtig sei 
vielmehr die Stärkung der individuellen 
Kompetenz. Dr. Hans Paukens konstatierte, 
dass Jugendliche bereits über eine hohe 
Medienkompetenz verfügten - Dr. Frank 
Freimuth (SPD) wies darauf hin, dass sich 
an vielen Schulen die Umkehrung des pä- 
dagogischen Verhältnisses vollziehe. Dr. 
Hans Paukens sah die Medienkompetenz 
bei Jugendlichen nicht nur im technischen 
Sinne ausgeprägt, sondern auch im Sinne 
einer Kulturtechnik, d. h. der Aneignung 
kultureller Inhalte. Medienkompetenz be- 
deute nicht nur technische Kompetenz, son- 
dern auch den Erwerb kultureller Fähigkei- 
ten. Eine Uberfrachtung mit neuen Lern- 
techniken sei wenig sinnvoll: diese sollten 
vielmehr als Werkzeug genutzt werden. 
Die Vorsitzende Claudia Nell-Paul (SPD) 
griff abschließend die Einschätzung von Dr. 
Schneider auf und resümierte, dass sich 
Politik und Gesellschaft nicht zu Getriebe- 
nen der technischen Entwicklung machen 
dürften. Die Entwicklung von Medienkom- 
petenz sei nicht zuletzt ein Bildungspro- 
zess, der auch prozesshaft angegangen 
werden müsse. Andererseits sehe sie eine 
wesentliche Aufgabe des Medienausschus- 
ses darin. diese Prozesse voranzutreioen. 
Dies werde auch durch die Einladung von 
Dr. Gehrke zur Mitwirkung an konkreten Pro- 
jekten unterstrichen. Die Vorsitzende regte 
eine fraktions- und ausschussinterne Eror- 
terung hinsichtlich möglicher Mitwirkungs- 
formen an. Die Ausführungen der Sachver- 
ständigen und der Politik hätten unterstri- 
chen. dass die Zusammenhänge sehr kom- 
plex und die beteiligten Akteure auf sehr 
vielen Ebenen mit unterschiedlichen Kom- 
petenzen tätig seien. Eine Bündelung sei 
notwendig. Deshalb werde das Thema in 
geeigneter Form wieder aufgerufen. 

Marin Anna Schmitz 

Johannes Rau im Juni 1999 in seiner Abgeordnetenben 

Der ehemalige nordrhein-westfälische Mi- 
nisterpräsident und heutige Bundesprä- 
sident Johannes Rau hat am 16. Januar 
2001 seinen 70. Geburtstag begangen. 

Rau hat bis zu seinem Umzug nach Berlin 
mit seiner Frau Christine und seinen drei 
Kindern in Wuppertal gelebt. Dort. irn Orts- 
teil Barmen, wurde er auch geboren. Nach 
dem Schulbesuch und einer Lehre als Ver- 
lagsbuchhändler leitete er von 1954 bis 
1967 einen theologischen Verlag der evan- 
gelischen Jugend. Parteipolitisch war er be- 
reits seit 1952 tätig. zunächst in der .Ge- 
samtdeutschen Volkspartei" Gustav Heine- 
manns. ab 1957 als Mitglied der SPD. Dem 
Landtag gehörte Johannes Rau von 1958 
an. Am 1 1. Juni 1999 wurde er nach fast 41 - 
jähriger Zugehörigkeit zum Landesparla- 
rnent von Landtagspräsident Ulrich Schmidt 
verabschiedet, der in seiner Laudatio w6rt- 
lich feststellte: .Sie haben den Landtag, sei- 
ne Abgeordneten und vor allem die Aufga- 
ben des Landtags stets respektiert, auf ein 
gutes Verhältnis und eine konstruktive Zu- 
sammenarbeit mit allen Mitgliedern des 
Landtags hier in diesem Haus und auch im 
Ständehaus immer großen Wert gelegt." 
Und Schmidt folgerte, .,für unser Land wird 
er als kompetenter Ansprechpartner der 
Sorgen und Nöte der Menschen In beson- 
derer Weise angenommen hat, in Erinne- 
rung bleiben". Der Landtagspräsident wies 
ferner darauf hin, dass Johannes Rau der 
vierte Bundespräsident aus Nordrhein- 
Westfalen sei und dass er maßgeblich dazu 
beitragen werde. das Leben der Menschen 
in der Bundesrepublik ein Stück mensch- 
licher zu machen. 
Bei seiner Abschiedsrede erinnerte Rau 
daran, als er damals 1958 Mitglied des 
Landtags geworden sd, sei er der jüngste 
Abgeordnete gewesen, am Tag des Ab- 
schieds von Nordrhein-Westfalen der 
dienstälteste. 
Mit Blick auf sein neues Amtführte er im Ju- 
ni 1999 aus, er werde in wenigen Wochen 

Foto: Schälte 

nicht mehr Bürger von Wuppertal und nicht 
mehr Bürger von Nordrhein-Westfalen sein. 
„ich gehe diesen Weg aus freien Stücken. Ich 
freue mich auf Berlin und die neuen Aufga- 
ben, die mich vom 1. Juli dort für das verein- 
te Deutschland und in allen 16 deutschen 
Ländern erwarten.' Aber wer ihn kenne, der 
wisse, dass es ihm nicht ganz leicht falle. sei- 
ne Heimatstadt zu verlassen. in der er seit 68 
Jahren gelebt habe: .Darum will ich ein 
Standbein in Wuppertal und in Nordrhein- 
Westfalen behalten. Ich will weder vergessen 
noch verleugnen, woher ich komme.' 
Das wird auch kaum möglich sein, weder für 
ihn noch für die Bürgerinnen und Bürger 
des Landes, die slch an ihn als den Landes- 
vater schlechthin erinnern. Viele Amter hat- 
te er inne, war auch Mitglied der Leitung der 
evangelischen Kirche im Rheinland. Rau 
gehörte seit 1973 dem Landesvorstand der 
SPD an, ab 1977 war er dessen Vorsitzen- 
der. Ein Jahr später wurde er in das Präsi- 
dium der SPD gewählt Seit 1982 war er 
stellvertretender Vorsitzender seiner Partei. 
Auch kommunalpolitisch war Johannes Rau 
tätig. Von 1964 bis 1978 gehörte er dem Rat 
seiner Heimatstadt Wuppertal an. Von 1969 
bis 1970 war er Oberbürgermeister derber- 
gischen Metropole. 
Seine eigentliche Ka!!iere im Landtag be- 
gann 1967 mit der Ubernahme des Vor- 
sitzes der SPD-Landtagsfraktion, den er 
1970 abgab. Im gleichen Jahr wurde er Mi- 
nister für WissenschaH und Forschung, 
1978 dann Ministerpräsident des bevölke- 
rungsreichsten Bundeslandes Nordrhein- 
Westfalen. 
Die Wahl zum Bundespräsidenten erfolgte 
am 23. Mai 1999. Im zweiten Wahlgang wur- 
de Johannes Rau von der Bundesver- 
sammlung im Berliner Reichstag zum ach- 
ten Staatsoberhaupt seit 1949 gewählt. 
Nach Gustav Heinemann ist er der zweite 
Sozialdemokrat im höchsten Staatsamt. 
Nach seiner Wahl sagte Rau, er wolle der 
Präsident aller Deutschen sein - und der 
hier lebenden Ausländer. 
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CDU-Eckpunkte für den NRW-Luftverkehr lung der Konzeption In den 70er-Jahren 
seien anadenlos aroße Landstriche veriärml 

Koalition und Opposition erwarten Wachstum, wordei durch ~adepiatze, die nur zehn Pro. 
zent Geschäftsreiseveri<ehr erreic~t hätten. 
Die Lärmwirkunosforschuno solle endlich zur 

wollen aber auch weniger Lärm Kenntnis genokmen werden. Fünf oder 
sechs Aufwachereignisse durch Nachtflug 
seien nicht hihnehmbar. Anwohner brauchten 
endlich auch Pianungssicherheit. 

Den CDLI-Antrag "Eckpunkte der Lufiverkehrspolitik des Landes NRW' (Drs. 13/41 1) über- 
wies der Landtag nach der Aussprache am 7. Dezember an den Verkehrsausschuss. 

Gerhard Wächter (CDU) zitierte aus der 
Presse, die Flugbranche stehe vor einem 
gewaltigen Umbruch durch Konzentration 
und den Ausbau des elektronischen Han- 
dels. Minister Schwanholds Luftverkehrs- 
konzept vom Mai 2000 sei nicht in die Gre- 
mien gelangt wegen drohenden Streits in 
der Koalition. Die CDU bringe deshalb 
eiaene Eck~unkte: Ausbau der Fluahäfen. 

Gerhard Wlrth (SPD) kündigte ein Luftver- 
kehrskonzept der Landesregierung in Kürze 
an und steilte fest, neu am CDU-Konzept sei 
die Beschränkung der Planungshoheit der 
Gemeinden. Das wolle die Koalition nicht, 
sondern Heraushalten bestimmter Flächen 
aus der Landes- und Regionalplanung. Das 
Bestrafen von Piloten, die von der Flugroute 
abweichen. setze ein internationales ausae- 

Verkehrsrninister Ernst Schwanhold 
(SPD) sagte, das Planfeststeliungsverfahren 
für MünsterlElting-Mühlenbach werden im 
Jahr 2001 beendet, sodass danach Bau- 
recht gegeben sei. wenn keine Klagen kä- 
men. Das sei durch die FFH-Meldungen 
teurer geworden. Nach der Enquetekom- 
mission sei von einer Expertenanhörung 
kaum Erkenntnisgewinn zu erwarten. Der 
größte Lärmproduzent sei nicht der Luftver- 
kehr, sondern der Autoverkehr. Starts und 
Landungen in Mönchengladbach und Düs- 
seldorf führten leider zu Konfliktsituationen 
statt zur Entlastung. Beim Ausbau des Luft- 
verkehrs sollten Angebot und Nachfrage 
berücksichtigt werden. Einem Standort oh- 
ne konkurrenzfähige Anbindung an den 
Weltluftverkehr fehle die Zukunft. Die NRW- 
Flughäfen sollten auch optimal an Schiene 
und Straße angebunden werden und passi- 

mehr ~oo~erat ion, Belastiingsgrenien für klügeltes ~ys tem mit Bußgeldern voraus Eie 
Mensch und Umnielt. Passagierzahlen und CDU haDe im Ubrigen aus dem Bericht der 
Luftfracht würden stark wachsen. Alle NRW- Enouetekommission schlecht abaeschrie- 
~ l u ~ h ä f e n  müssten intensiver genutzt wer- ben, sagte Wirth und zählte erhöht; Flugbe- 
den. Fluglärm müsse interdisziplinär er- wegungen um 160 Prozent seit 1960 und 
forscht werden. Lärmsünder sollten ver- verfünffachte Frachtraten auf. NRW brauche 
stärkt identifiziert und sanktioniert werden. einen konkurrenzfähigen Luftverkehr. Für 
Die CDU fordere ferner erhöhte Gebühren Düsseldorf und Mönchengladbach sei eine 
fur besonders laute Flugzeuge. Verspatun- Startbahnverlängerung wichtig. KolnIBonn 
oen und Warteschieifen seien zu reduzie- sei Drehkreuz für den Frachtfluo. Die Reaio- 
7en. Auf europäischer Ebene sei kaum vor 
2010 ein Nachtflugverbot zu erwarten. Auf 
Bundesebene solle sofort geklärt werden, 
ob ein Verbot von NachtpassagierHug 
durchgesetzt werden könne. Wächter 
sprach auch das "Theater" mit Fiedermäu- 
Sen und dem Eiting-Mühlenbach beim Aus- 
bau MünsterlOsnabrück an und verurteilte 
die Verzögerungstaktik als nicht verantwort- 
liche Politik. 

nalflughäfen müssten ausgebaÜt werde; 
ver Larmschu6 solle verbessert werden. In 
einem dichtbesiedelten Land wie NRW sei I Marianne Thornann-Stahl (FDP) meinte, 

die Mahnung der CDU mache bewusst, 
dass das NRW-Konzept zehn Jahre alt sei 

die Entwicklung kein leichtes Geschäft. I 
Flughäfen seien Jobmaschinen Vor einem ' 

Mediationmrerfahren warne er allerdings. 1 und dringend erneLert werden müsse. Der 
Antrao sei inhaltsreich und beratenswert. 

Dietrnar Brackes (FDP) vermutete. das i 
Konzept des Verkehrsministers liege noch I nicht offen, weil er die Mobilitat einschran- 

allerdhgs zu allgemein und unverbindlich: 
Es habe sie verblüm. dass die Enquetekom- 
mission unter Vorsitz eines GRUNEN eine 

idtxr. Verkel inen bemühen 
sich die ~echstumschancen mit dem Schuk der Anwohner vor unzumutbaren La~mbefastungen zu verernbaren V./. Gernara ~ ~ c n t e r ( ~ 0 ~ ) .  Gerharo &inn (SPD) I 
Mananne Thomann-Stahl itDPJ nYr eine Ex~erienenhdruno Uber Pmbleme aer Prrvatisieruna una Uber Berre,bennreressan Iür noiwendr[l. Peter Eichenseher (GRU- ' 

NE. r.) forderte, die ~rkenntnisse der ~ärmwi;Xun~sforschu& endlich zur Kenntnis zu nehmen. 

ken wolle. WeezeLaarbruch habe das Po- , 

tenzial, zu den drei großen Flughäfen aufzu- I 
schließen. Die Genehmigung werde immer 
weiter verschoben. Das sei Arbeitsplatzver- 
hinderungspolitik Chancen im Frachfflug , 
gebe es nur mit Nachtilug. 

-k 

Verkehrsausschuss in 
Münster/Osnabrück 
Über die Entwicklung des Flughafens 
MünsterlOsnabrück informierte sich der 
Verkehrsausschuss bei einer Sitzung 
am 18. Januar vor Ort. Er besichtigte die 
Baustelle des neuen Terminals. ,,Wegen 
des überdurchschnittlichen Wachstums 
des Fluggastaufkommens ist die Kapa- 
zität des neuen Passagier-Terminals be- 
reits heute in den Spitzenstunden er- 
schöpft", heißt es dazu in der Luft- 
verkehrskonzeption 201 0. 

- 

weitere Interkont-Startbahn in Düsseldorf 
für nötig gehalten habe. Für Probleme durch 
Privatisierung und Betreiberinteressen wer- 
de eine Expertenanhörung gebraucht. 

Peter Ekhenseher (GRÜNE) kritisierte die 
Antragsforderung, Düsseldorf müsse europä- 
isches Drehkreuz werden. weil das eine Ka- 
pazitätsausweitung um 100 Prozent bedeute. 
Solche Begriffe seien utopisch, anwohner- 
schädlich und ökologisch nicht vertretbar. 
Luftverkehr habe immer mit Zieikonflikten zu 
tun. Das Land müsse sich zur Besteuerung 
des Luftverkehrs als wachstumsbegrenzen- 
dem Instrument bekennen und emissionsbe 
zogene Gebühren unterstützen. Die Anwoh- 
ner müssten beteiligt werden an der Aufstel- 

Das von S~~-Sprech;r Wirth angekündigte 
neue Luitverkehrskonze~t der Landesreaie- 
rung wurde dem ~andtag Mine ~ezember 
2000 als .,NRW-Luftverkehrskonzept~on 
2010" (Vorlage 13/350) zugeleitet. Seit 
1991 seien 40 Handlungsoptionen umge- 
setzt worden, teilte Verkehrsminister 
Schwanhold dazu mit. 13 Handlungsoptio- 
nen würden in die Konzeption für das kom- 
mende Jahrzehnt übernommen. 
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Einrichtung einer Enquetekommission zur 
Zukunft der frauengerechten Gesund- 
heitsversorgung in NRW (Drs. 13/458). 

inge Howe (SPD) hielt eine geschlechts- 
spezifisch differenzierende Gesundheits- Landtag setzt Enquetekommission ein 
politik für notwendig. Die Enquetekommis- 
sion solle eine Bestandsaufnahme vorneh- Frauengerechte Gesundheitsversorgung 
men und künftigen Handlungsbedarf emp- 
fehlen. In vielen Bereichen der Gesund- Brigitte Capune-Kitka (FDP) zitierte aus ei- 
heitsversorgung fehlten Erkenntnisse über ner Zeitschrift, Frauen hätten dank zweier X- 
den Zugang von Frauen und über ge- Chromosome mehr Abwehrkräfte, und sag- 
schlechtsspezifische Prävention, Diagnostik te aktive Mitarbeit in der Kommission zu. Er- 
und Therapie. freulich sei die Aufnahme des Untersu- 

chunasas~ekts. wenn Frauen nicht schwan- 

Marianne Hürten (GRÜNE) erwähnte den 
ersten geschlechtsdifferenzierten Gesund- 
heitsbericht des NRW-Ministeriums, der die 
jahrzehntealte Kritik bestätige. 90 Prozent 
aller Debattenbeiträge bestätigten die 
männlich ausgerichtete Medizinforschung. 
Im Bundestag habe Brustkrebs im Mittel- 
punkt gestanden. Frauenrelevante Probleme 
gebe es aber auch bei Gebärmutterhals- 
krebs, Osteoporose. Depressionen, Rheuma 
und Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Das Par- 
lament brauche Expertinnen und den Dialog 
mit Akteuren des Gesundheitswesens und 
der Forschung. Die Abgeordnete formulierte 
drei Fragen und sprach die Hoffnung auf ei- 
nen konstruktiven Dialog aus. 

Angelika Gemkow (CDU) stimmte zu, Ge- 
sundheitspolitik in NRW müsse Lebenslagen 
von Frauen besser berücksichtigen. Auch 
Uberforderung durch Arbeit, Familie und 
Haushalt führe dazu, dass Frauen häufiger 
ärztlichen Rat suchten als Männer. Im Ge- 
sundheitswesen arbeiteten viele Frauen. in 
Führungsfunktionen seien sie aber Mangel- 
ware. Aktuelle Anliegen dürften durch die En- 
quetekommission nicht verzögert werden. 
Die Ministerin solle sich auf Bundesebene 
mit Nachdruck gegen negative Folgen für 
Frauen durch die starre Budgetierung von 
Arztleistungen und Heilmitteln einsetzen. 
Aus frauenpolitischer Sicht sei die Gesund- 
heitsreform 2000 eine vertane Chance. 

ger werden könnten 

Gesundheitsministerin Birgit Fischer 
(SPD) sah sozialpsychologische Faktoren 
als wichtia an. auch für mehr Qualität in der 
~ e s u n d h ~ i t s v e r s o r ~ ~ n ~ .  Sie erwahnte zwei 
Stellen Frauen und Gesundheit in Bad Sa~z- 
uflen und Köln und sah im ersten ge- 
schlechtsspezifischen Gesundheitsbericht 
eine Grundlage auch für die Arbeit der Lan- 
desgesundheitskonferenz. Die vom Frauen- 
ausschuss beschlossene Anhörung solle 
Fragen voranbringen. Für Krebsberatung, 
antwortete sie der CDU-Rednerin, seien 
Kreise und Städte zuständig. Krebsbekämp- 
fung sei ein Schwerpunkt der Regierungs- 
politik. 

..... . .nhörung ub.. .. - _. . .., ._ . . . . _.. . ..ipolgt~k dre Aroegt der vom Landtag 6 .  .,-- ~ l z t e n  - .,. . nmissron 
bea~nnen. die einerzukünltia lrauenoerechren Ges~ndhe~rsooiilik den Weo Dannen soll. i I : lnae hoive ISPD,. Mananne Huren IGRUNEI Anoeiixa Genikow ICDUr Bri- " .  . ,. .. 
gitte Capune-Kitka (FDP), Ministerin Birgit Fischer (SPD). 

CDU dringt auf Verbesserung bei Verbraucherinsolvenzverfahren 

Zu hoher Aufwand bei Schuldner-Beratung und Einigung mit Gläubigern 
Bernhard Tenhumberg (CDU) erläuterte, 
das Verbraucherinsolv6nzrecht habe das 
Ziel. uberschuldeten Privathaushalten und ~ ~~ 

~leingewerbetreibenden eine Perspektive 
auf Schuldenbefreiung zu geben. 1997 hät- 
ten alle Parteien von einem sozialpoliti- 
schen Jahrhundertwerk gesprochen. Zu 
spät, nämlich 1999, habe das Land NRW die 
Förderrichtlinien verabschiedet. Bei der 
Umsetzung des neuen Rechts tauchten vie- 
le Probleme auf, die dringend geklärt wer- 
den müssten. Finanzpolitische Gründe ver- 
hinderten dies. In NRW seien 370 000 Haus- 
halte überschuldet, heute dürften es 
600000 sein. Von bundesweit 20000 
beantragten Entschuldungsverfahren seien 
nur 2300 eingeleitet worden. So genannte 
„Nullpläne", bei denen Schuldner keine 
Zahlungen leisten könnten, müssten Zu- 
gang zu den lnsolvenzverfahren erhalten. 
Zur Prozesskostenhilfe gebe es uneinheitli- 
che Gerichtsentscheidungen. Das Verfah- 
ren dürfe an den Kosten nicht scheitern. Un- 
sinnig sei die Vorschrift, alle Gläubiger 
müssten alle Unterlagen erhalten. Auch 

Der Landtag überwies den CDU-Antrag ,,Landesregierung muss Verbraucherinsolvenz- 
verfahren endlich auf eine gesicherte Grundlage stellen"(Drs. 13/413) nach der Aussprache 
am 8. Dezember an den Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie. Rednerinnen und Red- 
ner aller vier Fraktionen sahen Korrekturen an dem neuen Bundesgesetz als unbedingt not- 
wendig an, um den bisher hohen Aufwand bei der Umsetzung des Rechts auf ein Entschul- 
dungsverfahren zu verringern und die Erfolgsaussichten der Fälle zu vergrößern. Annegret 
Krauskopf (SPD) hielt ein Gesetz für notwendig. das die Entstehung von Schulden vermei- 
den helfe. Familienministerin Birgit Fischer lobte die engagierte Arbeit der Schuldnerbera- 
tung für die neuartigen Verfahren. Justizminister Dr. Jochen Dieckmann wies auf unsäglich 
hohen Aufwand bei hoch verschuldeten Kleingewerbetreibenden und auf NRW-Initiativen 
auf Bund-Länder-Ebene zu Rechtsänderungen hin. 

seien das außergerichtliche Verfahren zu gende hin. denen aus dem oft lebenslangen 
schwach und der Zugang gewerblicher Teufelskreis von Schulden, Armut und Per- 
Schuldner unklar. In NRW seien 250 statt spektivlosigkeit herausgeholfen werden 
88,5 Stellen für die lnsolvenzberatung not- müsse. Nach dem Ausführungsgesetz 
wendig. Durch Entschuldungsverfahren seien in NRW 200 Beratungsstellen als ge- 
würden zehn Prozent Sozialhilfeempfänger eignet anerkannt worden. Zusätzlich stün- 
wieder in Arbeit gebracht. das bedeute den Mittel für 88,5 Vollzeitstellen bereit. Von 
mittelfristig Einsparungen von 100 Millionen den 4500 in 1999 abgeschlossenen Fallen 
Mark. sei bei einem Drittel eine außergerichtliche 

Einigung erzielt worden. Die SPD begrüße, 
Annegret Krauskopf (SPD) hielt das 1999 dass im Haushalt 2001 wieder acht Millio- 
in Kraft getretene Gesetz für sinnvoll und nen sowie zusätzlich 800000 Mark für 
wies auf Familien und Kinder als Leidtra- (Fortsetzung auf Seite 14) 
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Aktuelle Stunde zur Zukunft der WestLB 

Landesbank ,,europafest6' machen 
Auf Antrag der FDP-Fraktion debattierte der 
Stunde über das Thema .Privatisierung der WI 
fähigkeit der Sparkassen sichern". 

Dr. Gerhard Papke (FDP) begrüßte. dass 
unter dem Druck der Europäischen Kom- 
mission endlich Bewegung in die Debatte 
komme, nachdem die Strukturreform der 
WestLB jahrelang verschleppt worden sei. 
Die 85000 im öffentlich-rechtlichen Kredit- 
Wesen in NRW Beschäftigten dürften nicht 
weiter verunsichert werden, und die Spar- 
kassen dürften nicht unter die Räder kom- 
men. Die WestLB agiere international wie je- 
de Großbank. Den Bürgern sei nicht zu er- 
klären, wieso sie für deren weltweite Risiken 
haften sollten. Das sei keine Aufgabe der öf- 
fentlichen Hand. Die FDP wolle, dass der 
Einfluss der Politik auf die WestLB drastisch 
und dauerhaft beschnitten werde, und sei 
gegen eine Scheinprivatisierung. Die ,,Ara 
der Neubers" müsse ein für alle Mal zu En- 
de gehen. Die FDP schlage eine externe Ex- 
pertenkommission vor. 

Michael Groschek (SPD) äußerte sich irri- 
tiert über das Madigmachen der Erfolgs- 
story der Ära Neubecin der der Umsatz von 
60 auf 800 Milliarden Mark verdreizehnfacht 
worden sei. Die Landesbank solle zukunfts- 
und europafest gemacht werden. Dem 
Rheinischen Sparkassenverband sei zu 
danken. Ansialtslast und Gewährträgerhaf- 
tung seien nach Ansicht der SPD kein Aus- 
laufmodell, sondern für den öffentlich-recht- 
lichen Bankensektor zu sichern. Aufgeregte 
öffentliche Stellungnahmen wie von FDP 
und CDU erschwerten eher die Ver- 
handlungen mit Brüssel und verunsicherten 
die Anleger. 

Helmut Dieael (CDU) erkannte wie die FDP 

Landtag am 8. Dezember in einer Aktuellen 
astLB konsequent umsetzen - Wettbewerbs- 

raten und eine Position erarbeitet, die von 
den Gewährträgern und vom Ministerpräsi- 
denten begrüßt worden sei. Die unbestreit- 
baren Erfolge der WestLB seien zum großen 
Teil in Bereichen erbracht worden. die mit 
dem öffentlich-rechtlichen Auftrag schwer in 
Einklang zu bringen seien. Das habe auch 
die EU auf den Plan gerufen. Das Modell 
MutterITochter präsentiere der Bank eine 
Zukunft als Geschäftsbank und lasse ihre 
Rolle als Staatsbank bestehen. Die Zukunft 
der Sparkassen dürfe nicht zerredet werden. 

Rüdiger Sagel (GRÜNE) lehnte die von der 
FDP geforderte Teilprivatisierung der 
WestLB ab und sprach sich dafür aus, die 
Vereinbarkeit mit dem EU-Wettbewerbs- 
recht zu gewährleisten. die Sparkassen und 
den mittelständischen Kreditbedarf zu si- 
chern. Dem Mutter/Tochter-Modell sei zu- 
zustimmen, es sei eine EU-kompatible Lö- 
sung. Die Bank solle nicht an die Börse ge- 
bracht werden, um Gewinne zu erzielen und 
auszugeben. Die westfälischen Bedingun- 
gen seien harte Brocken für die EU. Die 
Wirtschaftsförderung des Landes und die 
Girozentralfunktion für die Sparkassen soll- 
ten auch künftig sichergestellt werden. 

Flnanzmlnister Peer Steinbrück (SPD) 
lehnte eine Privatisierung der WestLB ab 
und betonte, die Strukturveränderungen 
seien Sache des Vorstands. Selbstver- 
ständlich müsse die WestLB international 
tätig sein und das Geld verdienen, das zur 
Erfüllung öffentlicher Aufträge eingesetzt 
werde. Die CDU sei auf den richtigen Weg 
einaeschwenkt. Die WestLB aehöre keiner 

änderungen notwendig. Die Gremien müss- 
ten diskret und solide arbeiten können. 

Michael Breuer (CDU) hielt die öffentliche 
Diskussion über eine öffentliche Bank für 
berechtigt und einen Konsens angesichts 
der WestLB-Satzung für notwendig. Der 
Sinneswandel bei SPD und GRUNEN sei 
interessant. 

Ernst-Martin Walsken (SPD) bedauerte ei- 
nen Missklang in der Diskussion und Dro- 
hungen mit veränderten Konstellationen 
durch die Kommunalwahlen. Die Opposi- 
tionsfraktionen sollten verantwortungsbe- 
wusst den gemeinsamen Weg begleiten. 

Angela Frelmuth (FDP) äußerte das Inter- 
esse an einer konstruktiven Lösung und 
Vertraulichkeit, jedoch eine grundlegend 
andere Auffassung über die Zukunft der 
Tochter AG, die nicht nur formell privatisiert 
werden solle. Die dank der guten Aufstel- 
lung als Universalbank zu erwartenden Pri- 
vatisierungserlöse sollten in den Schulden- 
abbau gesteckt werden. 

I 

Johannes Remmel (GRÜNE) warf der FDP 1 
vor, die Interessen der deutschen Großban- 
ken zu vertreten. da durch Privatisierung der 1 
Finanzstrom der Sparkassen abgeschnitten 
würde. Dass die CDU von ihren Verkaufsfor- 1 
derungen abrücke, sei zu begrüßen. Es ge- 
he um die Interessen des Landes. 

Mlnlster Peer Steinbrück (SPD) hielt der 
CDU vor, durch Hinweise auf Wahlen die 
WestLB-Gremien zu politisieren, erwähnte 
sehr schwierige Aufgaben bei der Ausstat- 
tung der künftigen Tochterbank und bat um 
Zurückhaltung mit Privatisierungsforderun- 
gen. 

Dr. Helmut Llnssen (CDU) hielt mittel- und 
langfristig eine Privatisierung für nicht aus- 
zuschließen und bekannte sich zu den frü- 
heren CDU-Forderungen, den Landesanteil 
auf 25.1 Prozent statt 43 zu reduzieren. Er 

politischen Rand~un~sbedarf und berichtete. ~ a z e i ,  sondern sei ~anaesveFmögen. Nach stellte eine noch nie dagewesene Einigkeit ' 

i die CDU habe sehr intensiv mit Experten be- Einigung mit Brussel seien zwei Gesetzes- in Sacnen starke WestLB im Landtag fest. 

Verbraucherinsolvenz . . . 
(Fortsetzung von Seite 13) 

Fachberater zur Verfügung stünden. Die 
noch vorhandenen Probleme seien be- 
kannt. Kleingewerbe und Freiberufler sollten 
dem Regelinsolvenzverfahren zugeordnet 
werden. Bundesrechtliche Bestimmungen 
müssten novelliert werden. Verfahrenskos- 
ten sollten laut einem Gesetzentwurf ge- 
stundet werden. Die Rednerin hielt außer- 
dem ein Gesetz zur Vermeidung des Ent- 
stehen~ von schulden für nötig. 

Dr. Ute Dreckrnann (FDP) wies auf die Zu- 
nahme überschuldeter Privathaushalte in 
den letzten fünf Jahren um 30 Prozent hin 
und meinte, das Verbraucherinsolvenzver- 
fahren habe sich als nicht praxisiauglich er- 
wiesen. Gerade mittellosen Schuldnern 
werde der Zugang verwehrt. Die Verfahren 
nähmen sehr hohe Kapazitäten in An- 
spruch. Enormer Aufwand, komplizierte For- 
mulare und unterschiedliche Handhabung 
frustrierten Betroffene und Beratungsstel- 
len. Erfreulich schnell habe der Gesetzge- 
ber reagiert. Eine Bund-Länder-Arbeits- 

gruppe solle die gröbsten Mängel beseiti- 
gen. Fehlgeschlagene Selbständigkeit von 
der Verbraucherinsolvenz auszuschließen, 
lehne sie ab. 

Barbara Steffens (GRÜNE) hielt das Ge- 
setz zur Verbraucherinsolvenz für einen 
Meilenstein in der Sozialpolitik, das aller- 
dings geändert und verbessert werden 
müsse. Polarisierung mlissc nicht sein. Die 
Wartezeiten seien zu iana. Uber mehr Voll- 
zeitstellen und über ein: juristische Sup- 
port-Einrichtung sei zu reden. Den Kompro- 
miss der Stundung von Prozesskosten halte 
sie für einen auten Wea. Außeraerichtlichen 
Einigungen könnten i i e  ~inänzbehorden 
wegen der Abgabenordnung nicht zustim- 
men, da müsse ein Weg gefunden werden. 

Familienmlnisterin Birgit Fischer (SPD) 
dankte Beraterinnen und Beratern für ihre 
engagierte Arbeit in den zwei Jahren des 
neuen Gesetzes. Dank der Landesför- 
derung gebe es jetzt 400 Personalstellen. 
Lange Wartezeiten seien auch auf Anfangs- 
probleme zurückzufuhren. Erst allmahlich 
komme es zum Beratunasalltaa. Entlastuna 
werde es bringen. wennw~ewe;betreibende 

und Selbständige nicht mehr die Verbrau- 
cherinsolvenzverfahren durchliefen. Aber 
eine neue Klientel werde durch die beab- 

I 
sichtigte Stundung der Verfahrenskosten 
hinzukommen. I 
Justizminister Dr. Jochen Dieckmann 
(SPD) wies den Vorwurf mangelnden so- 
zialen Einfühlungsvermögens zurück und 
erinnerte, dass NRW zuerst auf die Schwä- 
chen hingewiesen und Anderungen vorge- 
schlagen habe. NRW habe auch die am wei- 
testen entwickelte Technik in den Amtsge- 
richten. Bei Kleingewerbetreibenden mit 
zum Teil 100 Gläubigern müssten zurzeit 
bis zu 14000 Blatt Kopien angefertigt wer- 
den. Entscheidende Hürde seien die unsäg- 
lichen Kosten, auch durch Ansprüche der 

Stundungsmodell sein. 

i 
Staatskasse. Wegweisend werde das 1 

i 
Dr. Robert Orth (FDP) unterstützte den 
CDU-Antrag und kritisierte das späte In- 
krafttreten der neuen lnsolvenzordnung des 
Bundes von 1994 wegen der Schwierigkei- I 
ten der Länder. Jetzt gehe es nicht nur um 1 
die Zukunft des Schuldners, sondern um 1 
Perspektiven der Kinder und Ehepartner. 1 

i 
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Landtag überwies Gesetz zur Änderung der Verfassung an Hauptausschuss 

Bewährtes System mit plebiszitären Elementen anreichern 
In erster Lesung hat der Landtag noch im Dezember 2000 das Gesetz zur Änderung der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Gesetzentwuri der SPD und der GRÜNEN, Drs. 13/462) beraten und einstimmig an den federführenden Hauptausschuss überwiesen. 
Einbezogen war in die Beratung das Gesetz zur Anderung des Gesetzes über das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentscheid 
(Drs. 13/457), das ebenfalls von beiden Koalitionsfraktionen vorgelegt worden ist. 

Dorothee Danner (SPD) erinnerte an die 
zurückliegende Beratung eines in gleicher 
Sache von der CDU-Fraktion vorgelegten 
Gesetzentwurfs: Da gebe es viele Gemein- 
samkeiten. aber auch Divergenzen. über die 
noch zu reden sei. Zum Inhalt des Koali- 
tionsenfwurfs führte sie aus: "Erstmalig in 
der Geschichte Nordrhein-Westfalens wer- 
den wir die Volksinitiative einführen. Wir ver- 
sprechen uns davon. dass sich Bürgerinnen 
und Bürger stärker für Politik interessieren, 
sich daran beteiligen und ihren Willen kund- 
tun, womit sich der Landtag beschäftigen 
soll." Geaenstand der Volksinitiative seien 

weiter: „BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN stehen 
in der Tradition basisdemokratischer Ele- 
mente. Wir laden die Bürgerinnen und Bür- 
ger ein mitzureden und mitzuentscheiden." 
Es liege nun an der CDU zu entscheiden, 
wie sie es tatsächlich mit diesem Thema 
halte. Der Vorschlag von SPD und GRUNEN 
gehe weit über das hinaus, was die Union 
vorgelegt habe. 

Werner Jostmeier (CDU) sah angesichts 
sinkender Beteiligung an Wahlen die Not- 
wendigkeit. das bürgerschaftliche Engage- 
ment zu stärken. Das sei auch desweaen 

sowohl allgemein politische Themen als nötig, weil es angesichts neuer technischer 
auch ausformulierte Gesetzentwürfe, unter Entwicklungen in den Medien in Zukunft ei- 
der Voraussetzung. dass sie der Gesetzge- ne ganz neue Dimension burgerlichen Mit- 
bunaskom~etenz des Landtaas unteriäaen. tuns bei oarlamentarischen Entscheidun- 
~usgeschiossen seien ~ra~en-der ~inan;en, gen geben werde. Jostmeier: "Wir sollten 
Abgabenänderungen. Fragen der Besol- ihm - dem Bürger - das Verfahren und das 
dungsordnung sowie Verfassungsänderun- Recht dazu geben, an diesen Entwicklun- 
gen (das Letztere möchte die CDU mit ihrem gen teilzunehmen. Dafür wollen wir mit die- 
Vorschlag ermöglichen). Voraussetzung sei sen Instrumenten, die wir heute diskutieren, 
für die Koalitionsfraktionen ein Quorum von den Rahmen schaffen.' Der Sprecher arbei- 

Krings und Norberi Rüther. Foto: Schälle 

0.5 Prozent der Stimmberechtigten. also tete die Entsprechungen und die Unter- 
mindestens 65 000 Büraerinnen und Büraer. schiede zwischen den Vorschläaen seiner 
Beim Volksbegehren s d ~ e  die Hürde für'ein Fraktion und denen der ~oalition heraus. So 
Zustandekommen von bisher einem Fünftel wolle die Union als Frist für die Sammlung 
auf ecn Zehntel abgesenkt werden. Es werde von Unterstutzungsunterschrifien fur ~ o l k &  
aber die Möalichkeit eines Volksentscheids beaehren und Volksentscheid auf zwölf Wo- 
über verfas&ngsänderungen mittels Volks- 
begehrens eröffnet. Dafür seien jedoch 50 
und nicht 20 Prozent wie bei einfachen Ge- 
setzen als Quorum vorgesehen. 

Sylvia Löhrmann, GRÜNEN-Fraktionsvor- 
sitzende, nannte als Grund für die ange- 
strebten Anderungen: .Die Burgerinnen und 
Bdraer in Nordrhein-Westfalen sollen un- 
mittelbar über Sachfragen entscheiden kön- 
nen." Sie sollten nicht immer fünf Jahre war- 
ten müssen, bevor ihre Stimme in der Lan- 
despolitik wieder Gewicht bekomme. Und 

e~ ~ 

~~ ~~ ~~~~ - 

chen (und nicht acht) vorsehen. zudem 
schlage man das .obligatorische Verfas- 
sungsreferendum" vor: Nach der Zweidrit- 
telmehrheit im Parlament müsse die Verfas- 
sungsänderung zusätzlich den Bürgern des 
Landes zur Entscheidung vorgelegt werden. 
Der Begriff .,Finanzfragen" im Koalitionsvor- 
schlag sei konkreter zu fassen: Volksinitiati- 
ven über die .Steuerpolitik" sollten nicht 
möglich sein. 

Dr. Robert Orth (FDP) sah im Gesetzesiniti- 
ativrecht bloße .Kosmetik". Der Sprecher: 

.Man braucht das Gesetzesinitiativrecht nur 
dann, wenn man die eigentlich in der Ver- 
fassung vorgesehenen Instrumente, näm- 
lich das Volksbegehren und den Volksent- 
scheid, so stiefmütterlich ausstattet, dass 
deren Existenz zur Farce verkommt." Es sei 
gut. dass die Gesetzesinitiative grundsätz- 
lich vom Landtag ausgehe. Die Liberalen 
wollten eine echte Partizipation der Bürger, 
darum sollte das Quorum grundsätzlich auf 
fünf Prozent abgesenkt werden. Ferner sei 
darüber nachzudenken, wie auch auf regio- 
nale Gebiete bezogen mehr Elemente di- 
rekter Demokratie eingeführt werden kön- 
nen. Die Vorstellungen der Regierungskoa- 
lition bedeuteten, „dass unter dem bloßen 
Etikett von mehr direkter Demokratie ei- 
gentlich doch ihre alten Machtstrukturen ze- 
mentiert werden". 

Innenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) sig- 
nalisierte die volle Unterstützung der Lan- 
desregierung für die beiden Entwürfe der 
Regierungskoalition. Zwischen den Entwür- 
fen von CDU einerseits und Koalition ande- 
rersei!s gebe es in den allermeisten Punk- 
ten Ubereinstimmung. Eine Zweidrittel- 
mehrheit für die Verabschiedung im Land- 
tag sei erreichbar, fand der Minister. Weil 
trotz aktueller Gefährdungen unsere Demo- 
kratie sicher sei. könne man heute durchaus 
über plebiszitäre Elemente nachdenken, 
denen die Veriassungsgeber kurz nach 
dem Krieg auf Grund der historischen Er- 
fahrungen mit großer Zurückhaltung gegen- 
übergestanden hätten. Mit dem Instrument 
der Verfassungsänderung per Volksent- 
scheid hätten die meisten Bundesländer 
keine negativen Erfahrungen gemacht. sag- 
te der Minister. der sich überzeugt zeigte, 
dass im Landtaa Konsens daruber bestehe. 
„dass wir das biwährte reprasentative ~ y s -  
tem nicht in Frage stellen, sondern es durch 
plebiszitäre Elemente anreichern und er- 
gänzen wollen". 

Jan Söffing (FDP) unterstrich, es gebe kei- 
nen Mangel an Demokratie, was man brau- 
che sei mehr direkte Demokratie. Für die 
Bevölkerung seien die derzeitigen demo- 
kratischen Strukturen unattraktiv, die Reak- 
tion sei Politikverdrossenheit. Wenn die 
Volksinitiative damit begründet werde, die 
Arbeit des Landtags solle mehr durch das 
bestimmt werden, was die Bürger interes- 
siere. dann sei das ein „Armutszeugnis". Of- 
fenbar schaffe es die SPD nicht mehr, die 
Belange der Bürger ins Parlament einzu- 
bringen - das sei ein Problem verkrusteter 
Strukturen, „aber nicht unserer Verfassung". 

Ewald Groth (GRÜNE) warnte die Liberalen 
vor „Polemik". Der CDU hielt er vor, sie sei 
unredlich, wenn sie sich hier als die Speer- 
spitze in dieser Frage darstelle. Die GRU- 
NEN hätten keine Angst vor dem Volk: .Die- 
ses ist ein guter Tag für NRW" - und weni- 
ger einer der Auseinandersetzungen. die 
man gerade erlebt habe. 



Weitgehende Einigkeit der Fraktionen bei Fragen der lntegrations~olitik 

16 - Aus dem Plenum 

? 

Landtaaintern - 23.1.2001 

Förderung 
der Sprache 
hat Priorität 
Bei der Beratung des CDU-Antrages ,.Einheit 
in Vielfalt - Programm für eine erfolgreiche 
Politik der /ntegration" stellte sich eine weit- 
gehende Ubereinstimmung aller Fraktionen 
sowie der Landesregierung in der Beunei- 
lung von Migrations- und Ausländerpolitik 
heraus. Der Antrag wurde einstimmig an die 
zuständigen Ausschüsse unter Federfüh- 
rung des Migrationsausschusses übenvie- 
sen (Drs. 13i416). 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU), Fraktionsvor- 
sitzender, sagte: .Ich bin fest davon über- 

batte über eine Kultur, die vom Leiten zum 
Leiden mutiert sei, werde hier ein Programm 
für eine erfolgreiche Politik der lntegration 
entworfen, dem die FDP-Fraktion mit Aus- 
nahme weniger Details zustimme. Die Inte- 
gration der Bürgerinnen und Bürger mit aus- 
ländischem Pass undIoder ausländischer 
Herkunft, seien es Einwanderer aus anderen 
Ländern oder deutsche Spätaussiedler, sei 
eine landes- und gesellschaftspoiitische 
Aufgabe ersten Ranges. .Dass wir dazu 
neue Konzepte brauchen, ist unbestreitbar." 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE). Fraktionsvor- 
sitzende, unterstrich: .Wir haben heute an 
der Schwelle zum 21. Jahrhundert die Chan- 
ce auf einen Paradigmenwechsel in der Dis- 
kussion: dass wir Migration brauchen. dass 
Migration schlicht und ergreifend eine Tatsa- 
che ist, dass zugewanderte Menschen keine 
Bedrohung, sondern eine Notwendigkeit und 

zeugt: Wir durfen nicht zulassen, dass es in eine Bereicherung für unser Land shd." Man 
Deutschland unverbundene Paralleiaesell- habe Bündnisoartner. Nicht mehr nur die oo- 
schaften gibt." Er sei  überzeugt, dass man lit&h ~inke, i c h t  mehr nur ~lüchtlin~s&;p- 
das Problem „Zuwanderungu, das heiße pen, Ausländerbeiräte. Eine-Welt-Gruppen 
auch ihre Steuerung und an einigen Stellen und die Kirchen, nein, auch das Handwerk 
sogar eine Beschrank~ng der jetzigen ZLI- bnd aJcn die Unternehmerschaft trügen ak- 
wanderunasmoalicnke ten - oolitisch nur tiv zur Wende in der Debattenkultur bei. Es 
lösen könie, wenn man Wege inde, die hier sehe so aus. als habe man die Chance, auch 
rechtmäßig und dauerhaft lebenden Mitbür- mit weiten Teilen der Union - zumindest der 
ger in „unsere Gesellschaft" zu integrieren. Union hier in NRW - konstruktiv zu diskutie- 
Alle hätten in der Vergangenheit zu wenig 
getan. .Und deshalb werbe ich dafür: Lasst 
uns eine lntegrationspolitik machen! Lasst 
uns einen neuen Anfang in der Integrations- 
politik machen!" 

Vera Dedanwala (SPD) erklärte: .Wir wollen, 
dass wir uns mit den Migranten und Migran- 
tinnen in unserem Land auf einer Augenhö- 
he begegnen." Und man könne und wolle da- 
bei Hierarchievorstellungen nicht dulden. 
.Unter dieser Maßgabe wollen wir gemein- 

ren. 

Arbeits- und Cozialminister Harald Schar 
tau (SPD) verwies darauf, Nordrhein-Westfa- 
len sei das Bundesland mit der größten Zu- 
wanderung in Deutschland. Hier lebten mehr 
als zwei Millionen Menschen ohne deut- 
schen Pass. Nicht nur im Hinblick auf Zahlen 
sei NRW führend: Auch qualitativ könne sich 
das dichte Netz der lntegration von Auslän- 
dern und Spätaussiedlern durch engagierte 
Einrichtungen, Organisationen und Initiati- 

Sam Integrationspol 1 k gestalten. und mit ven sehenlassen.-„Das heutige Niveau der 
dem heute voraeleaten Antraa der CDU ist Intearations~olitik in Nordrhein-Wesiialen 
ein solch gemdnsämer Weg 'auch möglich 
geworden." Wenn sie den CDU-Antrag be- 
werten dürfe. könne sie nur sagen: Viele die- 
ser Formulierungen seien in Anträgen ent- 
halten. .,die wir schon verabschiedet haben'. 

Dr. Ute Dreckmann (FDP) betonte. der vor- 
liegende Antrag habe sie zuerst überrascht 
und dann wirklich erfreut. Jenseits der De- 

wollen wir 'nicht nur halten, sondern zu- 
kunftsorientiert weiterentwickeln.' Als zen- 
trale Region innerhalb der Europäischen 
Union wolle man auch in der Frage der Inte- 
gration von Zugewanderten international ei- 
nen vorderen Platz einnehmen. 

Willi Zylajew (CDU) machte auf den Ein- 
klang aufmerksam, .den wir mit diesem An- 

P - -  
Die Führer der Opposition: V. r. CDU-Fraktionsvorsitzender Dr. Jürgen Rüttgers und FDP-Fraktionschef Jürgen 
W. Möllemann. Foto: Scheite 

trag offensichtlich erwirken können". Er fol- 
gerte: .Ich denke, wir sind uns im parlamen- 
tarischen Bereich in den letzten Jahren in 
wesentlichen Positionen einig." Er habe auch 
den Eindruck, dass man von den Erwartun- 
gen und von der Bestandsaufnahme her 
gleiche Positionen vertrete. .Ein Problem ha- 
ben wir vermutlich demnächst mit dem, was 
der Regierung an konkretem Handeln abver- 
langt wird und was die Regierung bringen 
muss." Zur Bestandsaufnahme sagte der 
Abgeordnete. zwischenzeitlich sei man sich 
einig darüber, dass auch hier geborene Kin- 
der der dritten und vierten Generation nicht 
ausreichend Deutsch könnten und dass dies 
eine zunehmende Tendenz habe. „Das ist ei- 
ne erschreckende Entwicklung, über die wir 
nicht hinwegsehen können." 

Britta Altenkamp-Nowicki (SPD) fand die 
Position der CDU zur Ausbildungsförderung 
sehr gut. Aber diese Position sei eben auch 
nicht immer so gewesen. „Sie haben da jetzt 
wirklich einen guten Schritt getan, und es ist 
auch vernünftig, diesen Schritt jetzt gemein- 
sam zu gehen.' Denn die Migrantinnen und 
Migranten in diesem Land hätten es wahrlich 
verdient. dass dieser Landtaa einmutia kon- 
krete ~aßnahmen, .die Sie hier einfo;derna. 
tatsächlich beschließe. "Diesen Weg können 
wir gemeinsam gehen, und da sind Sie herz- 
lich willkommen." 

Brigitte Capune-Kitka (FDP) stellte die Fra- 
ge, wie der Alltag der lmmigrantenkinder 
aussehe? In der Schule hätten sie morgens 
Deutsch, sprächen auch Deutsch und ab Mit- 
tag gehe die Sprache verloren, die Sprache, 
die Gefühle ausdrücke, die sich austausche, 
die Erfahrungen berichte. Hier müsse man 
unbedingt den Ansatz machen, Mütter, die 
die Kinder zu Hause in Empfang nähmen. 
morgens während der Grundschulzeit z. B. 
zu Sprachkursen einzuladen. 

Jamal Karsll (GRÜNE) freute sich sehr über 
den Antrag der CDU. .Ich denke. Herr Rütt- 
gers hat heute deutlich gemacht: Das ist ein 
neuer Anfang.' Der Antrag mache eine Wen- 
de in der lntegrationspolitik der CDU deut- 
lich. .Aber was mich noch mehr freut, dass 
dieser Antrag keine Forderungen steilt wie 
z. B. Verschärfung des Ausländergesetzes, 
Halbierung der Zahl der Ausländer oder Ab- 
schaffung des Migrationsausschusses', 
stellte der Abgeordnete fest. Sehr erfreulich 
sei auch, dass in diesem Antrag keine Rede 
von der deutschen Leitkultur sei. Obwohl 
dieser Antrag eine gute Basis für Integra- 
tionspoiitik darstelle, ignoriere er bestimmte 
lntegrationsbereiche wie z. B. die Notwen- 
digkeit eines Antidiskriminierungsgesetzes 
oder die Integration von Flüchtlingen und 
Asylbewerbern. 

Thomas Kufen (CDU) mahnte an, man dürfe 
die Kommunen, die die Hauptlast der Inte- 
grationsleistungen zu erbringen hätten, bei 
ihrem Auftrag, nachhaltige und erfolgreiche 
Integrationspolitik zu leisten. nicht alleine 
lassen. 

Mlnlster Harald Schartau (SPD) sagte, er 
glaube, dass es außerordentlich wichtig sei. 
dass sich die Behutsamkeit, mit der man 
über große Teile der Debatte an dieses The- 
ma herangegangen sei. auch in der Erarbei- 
tung des Konzeptes fortsetze. 
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Enquetekommission Biedenkopf stellte die Bedeutung 
zur Zukunft der Städte 
Der Landtag hat einstimmig dem Antrag der 

des Petitionsausschusses heraus 
Koalition Gon SPD und GRUNEN- zur 
Einrichtung einer Enquetekommission zur 
Zukunft der Städte in NRW entsorochen I 
Dr. Axel Horstmann (SPD) betonte, es 
gebe kein anderes soziales System, „dem 
wir dabei so hohe lntegrationsleistungen 
abverlangen wie der Stadt". Man habe 
Städte, die dem Strukturwandel gegenüber 
offenkundig sehr aufgeschlossen seien. Die 
Bertelsmann-Stiftung habe eine Rangfolge 
der wirtschaftsfreundlichcten Städte in 
Deutschland aufgestellt. Unter den ersten 
zehn hätten sich acht aus NRW befunden. 
Aber die Lage der Städte im gesellschaft- 
lichen Wandel sowie die Dynamik der erst 
noch kommenden Veränderungen „sollte es 
uns wert sein, uns damit einmal besonders 
intensiv und integral zu beschäftigen". 

Dr. Thomas Rommelspacher (GRÜNE) 
Sagte. er sehe schon, es werde eine sehr 
konsensuelle Enauetekomrnission. ..Das 
freut mich, denn da.k Thema hat es verdient, 
dass wir es im Konsens und mit vereinten 
Kräften angehen." Denn NRW werde nicht 
zu Unrecht das Land der Städte genannt. 
Uber 50 Prozent der Bürgerinnen und 
Bürger lebten allein im Ballungsraum 
RheinIRuhr und seinen Ausläufern. 

Klaus Kaiser (CDU) verwies darauf, die 
Bedeutung der Städte werde zunehmen. 
Die vielfältigen neuen gesellschaftlichen 
Herausforderungen müssten vor Ort ge- 
meistert werden. Deshalb stimme die CDU- 
Fraktion im Grundsatz der Einrichtung der 
Enquetekommission zur Zukunft der Städte 
in Nordrhein-Westfalen zu. Im Antrag der 
Koalitionsfraktionen werde eine dreifache 
Zielsetzung formuliert. die „aus unserer 
Sicht unstrittig ist". Erstens: Erhaltung von 
Urbanität, Vielfalt und Attraktivität. zweitens: 
Stärkung der kommunalen Selbstver- 
waltung, drittens: Förderung des bürger- 
schaftlichen Engagements. 

Karl Peter Brendel (FDP) unterstrich, es 
gehe nicht um Bauwerke. nicht um Stra- 
ßenplanungen, nicht um Sachen, sondern 
um das konkrete Leben der Menschen in 
ihrem ganz unmittelbaren Lebensbereich. 
Angesichts der teilweise zu beobachtenden 
Flucht der Einwohner des Landes in d ~ e  vir- 
tuelle Konkurrenz, in die Scheinwelten der 
Medien, werde deutlich, dass der konkrete 
Bezug zur Wohnung immer wichtiger 
werde. Hier gehe es um Problembereiche, 
die ein vernetztes Denken erforderten. 

Umweltministerin Bärbel Höhn (GRÜNE) 
erkl&rte, der wirtschaftliche Strukturwandel 
und der Umbau zur Dienstleistungs- 
gesellschaft erforderten vollkommen neue 
räumliche Strukturen. Für Tausende von 
städtebaulichen Brachflächen seien neug 
städtische Nutzungen zu finden. Hinzu 
komme, dass immer mehr Probleme der 
Stadtplanung letztendlich nur noch im 
regionalen Zusammenhang lösbar seien. 
.,Die Städte haben erkannt, dass eine der 
wichtigsten Zukunftsaufgaben in einer 
reaionalen K~O~eratiOn und Profilieruna 
b&tehtZ', folgerte die Ministerin. 

- 

Eine Delegation des Petitionsausschusses hat vor kurzem den sächsischen Landtag besucht. in Gesprächen 
mit den Mitgliedern des dortigen Petit~onsausschusses wurden aktuelle Themen diskutiert, aber auch die 
unterschiedliche Bearbeitungsweise der Eingaben und Beschwerden. Mit dem Ausiänderbeauftragten des 
sächsischen Landtags, der Mitglied des Landtags ist und einen eigenen Arbeitsstab hat, kam es zu einem Ge- 
dankenaustausch. öer ~inisterpräsidenr des Eeistaates, ~rolesior Dr. Kuri H Biedenkopl (CDU), stellte im 
Gespräch mit den Abgeordneten beider Ausschüsse die besondere Bedeutung des Petitionsrechtes für die 
politische Arbeit heraus. Petitionen zeigten seismographisch die Sorgen und Ndte der Bürgerinnen und Bür- 
oer. machten aber auch die Auswirkunoen der von den Parlamentariern beschlossenen Gesetze deutlich. Al- 
Te ~espr~ichsteiinehmer stimmten übebin, dass die Bürgerinnen und Bürger das Petitionsrecht noch mehr 
nutzen sollren Im Bdd von links nach rechts. untere ~e,he Charlolte Kann (SPLJ), M~ncterprbsidenf Professor 
Biedenno~l lnoe Laoemann ISPDJ. m~tllere Reihe Mer~a Ganololf IPDSI Vorsrtzende des sechs~schen Pell- . .  - . .. 
tionsausschusses, Barbara Wichiinann (CDU), Vorsitzende des nordrhein-west(ä1ischen Petitionsausschus- 
Ses, Anne-Hanne Siepenkolhen (CDU), Dietrich Thiede (CDU), obere Reihe Andrea Milz (CDU), Peter Gaelen. 
Ausschussmitarbeiter. Joachim Schultz-Tornau (FDP), GGela Lev (SPDJ und Marpit Weihner ISPD) vom säch- . .. . .  . 
sischen Petitionsausschuss. 

Fraktionen einig: 
Tierschutz soll in 
Landesverfassung 
Alle Fraktionen sind für eine Verankerung 
des Tierschutzes in der Landesverfassung. 
Ein entsprechender Gesetzentwuri (Drs. 
13/419) der Koalition wurde in erster Lesung 
an die zuständigen Ausschüsse unter Feder- 
führung des Hauptausschusses überwiesen. 

lrmgard Schmid (SPD) erklärte, man lege 
mit dem Koalitionsentwurf eine ausgewo- 
gene und sachgerechte Formulierung vor. 
Diese schließe ausdrücklich ein, dass man 
dem Thema Tierschutz mehr Aufmerk- 
samkeit und ein höheres Gewicht einräu- 
men müsse, als dies bisher der Fall gewe- 
sen sei. Sie schließe aber auch ausdrück- 
lich ein, .dass wir den Schutz des Men- 
schen in Zweifelsfällen weiterhin vor den 
Tierschutz steilen". 

Relner Priggen (GRÜNE) sagte, das Ziel 
sei, in NRW den Tierschutz in die Verfas- 
sung aufzunehmen. In zehn von 16 Bun- 
desländern sei das erreicht. Man brauche, 
um das Ziel zu erreichen. im Parlament eine 
Zweidrittelmehrheit. ..Das heißt, wir müssen 

uns auch über die Regierungskoalition hi- 
naus mit der CDU und den Freien Dernokra- 
ten verständigen." 

Marie-Luise Fasse (CDU) betonte, sie freue 
sich, dass sich alle Fraktionen im Landtag 
einig seien, den Tierschutz in die Landes- 
verfacsung aufzunehmen. Die Gesetzent- 
würfe aller Fraktionen böten eine handfeste 
Grundlage, über inhaltliche Ausgestaltung 
und die Anderung der Landesverfassung 
diskutieren zu können. 

Dr. Stefan Romberg (FDP) meinte, schön 
sei es, dass sich die SPD in NRW endlich 
eindeutig zum Tierschutz bekenne. Das sei 
sicherlich auch ein Verdienst des kleineren 
Koalitionspartners. 

lnnenminister Dr. Frltz Behrens ISPD) ver- 
wies darauf, der Gesetzentwurf der ~oa l i -  
tionsfraktionen sehe keine Einschränkun- 
gen durch einen Gesetzesvorbehalt vor. Er 
verdeutliche vor allem, dass Tiere um ihrer 
selbst willen als Lebewesen und Mitge- 
schöpfe zu achten und zu schützen seien. 
Das bedeute gleichwohl nicht, dass der 
Tierschutz absolut gesetzt würde. Ein ab- 
wägender Ausgleich mit anderen Verfas- 
sungsgrundsätzen und Verfassungszielen 
werde vielmehr häufig nötig sein - etwa im 
Verhältnis zu Wirtschaft, Landwirtschaft, 
Wissenschaft und Forschung. 
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Künftig mehr Einblick in wirtschaftliche Lage von ARD und ZDF 
In zweiter Lesung hat der Landtag im De- 
zember 2000 den Fünften Rundfunkände- 
rungsvertrag (Gesetzentwurf der Landes- 
regierung, Drs 13/176) e r b r t l  und mit 
den Stimmen von SPD, GRUNEN und 
CDU angenommen. Die FDP stimmte da- 
gegen. 

Rainer Schmeltzer (SPD) sagte. natürlich 
seien Gebührenerhöhungen nicht populär. 
Aber den Ländern werde in Zukunft mehr 
Einblick in die wirtschaftliche Lage von ARD 
und ZDF gewährt. Damit sei eine stärkere 
Beteiligung der Landesparlamente an den 
Diskussionen über die Rundfunkgebühren 
sichergestellt. Es gehe ab 1. Januar 2001 
um eine Mark mehr täglich für 300 Stunden 
TV und 1 000 Stunden Radio pro Jahr im öf- 
fentlichen Rundfunk und Fernsehen. Dem 
müsse man eine Gebühr von zwölf Mark 
gegenüberstellen, wenn jemand im Bezahl- 
fernsehen ein Spitzenfußballspiel ansehen 
wolle. Schmeltzer: ..Das Ergebnis ist ein 
Preis-Leistungs-Verhältnis ohnegleichen." 
Die ablehnende Haltung der FDP sei nicht 
nachzuvollziehen. 

Lothar Hegemann (CDU), stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender, hegte Zweifel an der 
Ankündigung von mehr Transparenz für die 

Länderparlamente in Sachen ARD-Finan- 
Zen. Aber es stimme, .die Zeit des Durch- 
winkens oder Abnickens in den Parlamen- 
ten" sei mit diesem Einstieg vorbei. Die CDU 
bekenne sich klar zum öffentlich-recht- 
lichen Rundfunk, zum dualen System in 
Deutschland, .aber zu glauben, damit liege 
alles außerhalb der Diskussion, ist falsch". 
Wenn die CDU zustimme, sei das ein Zei- 
chen ihres guten Willens, eine gemeinsame 
Lösung zu finden. 

Fehler im System 

Dr. Stefan Grü11 (FDP) unterstrich, es gehe 
nicht um die eine Mark mehr, sondern .es 
geht um Systemfragen, die zur Lösung an- 
stehen, die überfällig sind'. Im System liege 
ein Fehler, das zeigten auch die Vorfälle 
beim MDR und seinen Devisenspekulatio- 
nen. Es sei Ziel, nicht mehr bloß durch- 
zuwinken und den Parlamenten eine bloße 
Notarfunktion zuzubilligen. Druck in die 
Reformbestrebungen zu bringen, dazu tra- 
ge dieser Staatsvertrag nichts bei. Es müs- 
se möglich sein, aus dem Ja-Nein-Sche,ma 
auszubrechen: .Wir wollen nach diesem An- 
derungsstaatsvertrag keinen sechsten, 

siebten oder achten Änderungsstaatsver- 
trag haben." 

Oliver Keymis (GRÜNE) sah in der Darstel- 
lung seines Vorredners durchaus diskus- 
sionswürdige Ansätze. ,Wir können über 
vieles diskutieren; wir werden das im Me- 
dienausschuss auch tun." 

Ministerpräsident Wolfgang Clement 
(SPD) warnte vor einem Scheitern des 
Staatsvertrags, dann würden ZDF und 
andere Rundfunkanstalten .in äußerste 
Schwierigkeiten kommen'. Niemand fühle 
sich bei derzeitigen Verfahren wohl, den- 
noch bitte er um Zustimmung. Es werde ein 
Ausweg gesucht, etwa durch die 
Kommission der Landtage. Auch die Inten- 
danten seien bereit, vor den Parlamenten 
über die Einnahme- und Ausgabesituation 
der Sendeanstalten zu berichten. Auch 
die Ministerpräsidenten wären froh über 
mehr Rechte: Jetzt handelten sie zwar 
oen Staatsvertrag aus. aber die Gebiihren- 
festsetzuna erfoloe durch die KEF. die Kom- 
mission z& ~rmyttlung des ~inanzbedarfs. 
Diese Empfehlung .wird von uns wie von ei- 
nem Notar an das Parlament weitergege- 
ben". Clement zu den Abgeordneten: .Wir 
dürfen nämlich genauso wenig wie Sie." 

Pressesprecher Friedhelm Geraedts im Ältestenrat verabschiedet 
Nach 20-jähriger Tätigkeit als Pressespre- 
cher und,,Geschäftsbereichsleiter für Pres- 
se und Offentlichkeitsarbeit.,ist Friedhelm 
Geraedts am 17. Januar im Altestenrat des 
Landtags in den Ruhestand verabschiedet 
worden. Landtagspräsident Ulrich Schmidt 
dankte Geraedts, dass er noch einmal in 
das Gremium gekommen sei, dessen Arbeit 
er über so viele Jahre durch sein Fachwis- 
sen und seinen Ideenreichtum, aber auch 
durch seinen Humor und seine schöpferi- 
sche Ausdrucksweise. gerade in schwieri- 
gen und festgefahrenen Situationen. berei- 
chert habe. Er habe den Diplom-Volkswirt 
Friedhelm Geraedts im alten Landtag am 
Schwanenspiegel als Pressesprecher der 
CDU-Fraktion kennen gelernt. Die CDU- 
Pressestelle, die er geleitet habe, sei als 
.schwarzer Adler" von Regierung und Re- 
gierungsfraküonen ziemlich gefürchtet ge- 
wesen ob ihres scharfzüngigen und brillan- 
ten Sprechers. Nach dem plötzlichen Tod 
des Vollblutpolitikers Heinrich Köppler, mit 
dem Friedhelm Geraedts lange Jahre eng 
verbunden gewesen sei, und der Verände- 
rung von Heimut Müller-Reinig vom Pres- 
sesprecher des Landtags zum Regie- 
rungssprecher im Kabinett Rau habe sich 
ein personeller Wechsel angebahnt, den 
viele nicht für möglich gehalten hätten: Ein 
CDU-Sprecher sei Pressesprecher von 
Landtagspräsidenten John van Nes Ziegler 
geworden Es sei seine Loyalität gewesen, 
die es ermöglicht habe, mit vier Präsidenten 
vertrauensvoll zusammenzuarbeiten, die 
nicht seiner politischen Couleur entspro- 
chen hätten. Der Präsident dankte Fried- 
helm Geraedts mit der Bemerkung: .Selbst 
in den schwierigsten Situationen haben Sie 
gute und souveräne Lösungen gefunden 
und den Landtag Nordrhein-Weslialen kom- 
petent nach außen vertreten." 

Friedhelm Geraedts Foto: SchBiie 

Zuvor hatte der Präsident auch dem Leiter 
des sitzungsdokumentarischen Dienstes, 
Wolfgang Theberath. seinen Dank für die 
vielen Jahre der Zusammenarbeit ausge- 
sprochen. Auf ihn habe man sich immer ver- 
lassen können. Theberath soll in einer ge- 
sonderten Feierstunde verabschiedet wer- 
den. 

Landtag tagt erstmalig 
im neuen Jahr 2001 
Der Landtag tagt erstmalig in diesem Jahr 
am Mittwoch, 24., und Donnerstag, 25. Ja- 
nuar. Die zweitägige Sitzung beginnt am 
Mittwoch um 10 Uhr mit einer Fra- 
gestunde. Eine Aktuelle Stunde schließt 
sich an. Danach folgen aktuelle Themen, 
so .Konsequenzen aus dem BSE-Skan- 
da1 ziehen: Vorrang für Verbraucher- 
schutz' oder .Selbstversorgung der 
nordrhein-westfälischen Landwirtschaft 
mit Futterpflanzen sicherstellen", beide 
auf Antrag der Koalition. Die FDP hat be- 
antragt, das Zwangspfand für Getränke- 
verpackungen zu stoppen. Die CDU 
möchte Hilfe und Beratung für Frauen in 
den Mittelpunkt stellen. .Schwangerenbe- 
ratung plural und bedarfsgerecht weiter- 
entwickeln", heißt es in ihrem Antrag. Die 
Globalisierung fängt nach Auffassung der 
Liberalen im Grundschulalter an. In einem 
Antrag macht sich die FDP deshalb für 
die Einführung von Englischunterricht ab 
der ersten Klasse stark. Die Sitzung endet 
gegen 17.40 Uhr. Am Donnerstag,.steht 
nach einer Aktuellen Stunde die Ande- 
rung des Maßregelvollzugsgesetzes im 
Gesetzentwurf der CDU zur Diskussion. 
Es folgt die Einsetzung eines Parlamenta- 
rischen Untersuchungsausschusses auf 
Antrag der FDR Es schließen sich die 
Aussprache über eine Anderung des Po- 
lizeigesetzes im Gesetzentwurf der CDU 
sowie über eine Anderung des Gesetzes 
zur Regionalisierung des öffentlichen 
Schienenpersonennahverkehrs an. Ende 
gegen 18.55 Uhr. 






























